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Die Vermeidung von Interessenkonflikten und das Compliance–Management der öffentlichen Ein-
richtungen sowie die Korruptionsprävention spielen für den Rechnungshof bei seiner Arbeit eine 
wichtige Rolle. Hier muss ein strenger Maßstab gelten, weil er für das Vertrauen in die Institutionen 
entscheidend ist. 

Um auf die finanziellen Ressourcen ein verstärktes Augenmerk zu legen, hat der Rechnungshof im 
Rahmen des Bundesrechnungsabschlusses erstmals im Jahr 2023 einen Schuldenbericht veröffent-
licht, der darauf hinweisen soll, dass wir mit dem Steuergeld sehr achtsam umgehen müssen. Allzu 
großzügige Ausgabensteigerungen belasten die öffentlichen Haushalte nachhaltig. Der Rechnungs-
hof mahnt hier zur Zurückhaltung, weil wir auch in Zukunft die Mittel für Reforminitiativen, bedarfs-
orientierte Unterstützungen und für Investitionen benötigen werden und einen weiten Blick einneh-
men müssen. Die demografische Entwicklung erzeugt ebenso Kosten für den Staat, wenn man daran 
denkt, dass der öffentliche Sektor in vielen Bereichen qualifiziertes Personal benötigt, um die Leistun-
gen weiterhin zu erbringen. Zugleich müssen im öffentlichen Bereich immer die Gesichtspunkte der 
Effizienz und Effektivität gelten, darauf legen wir Wert. 

Das kommende Jahr wird für unsere Demokratie ein bewegtes. Es wird ein Superwahljahr, auch 
mit einem neu zu wählenden Nationalrat. Ich würde mir – bei allem harten Wettbewerb – von 
den politischen Verantwortlichen wünschen, auch einmal dazu zu sagen, was gut ist in unserem 
Land und worauf wir aufbauen können. Das würde dem politischen Meinungsbildungsprozess 
gut tun. Auch der Rechnungshof sagt, was gut ist. Gut ist aus meiner Sicht, dass die Berichte des 
Rechnungshofes stets in einem sehr konstruktiven Klima im Rechnungshofausschuss gemeinsam 
mit den Regierungsmitgliedern ausführlich diskutiert werden. Dafür ein herzlicher Dank an die-
ser Stelle. 

Gut ist aber insbesondere, dass wir in einer hoch entwickelten Demokratie leben, in der der 
Rechnungshof seine Arbeit unabhängig und ohne Notwendigkeit von Rücksichtnahme auf Beifall 
oder Kritik erfüllen kann. Das ist ein gutes Fundament für die Zukunft. 

Margit Kraker 
Präsidentin des Rechnungshofes
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Wirkungsgrad  
Nachfrageverfahren

88,7 %
Wirkungsgrad  

Follow–up–Überprüfungen

69,6 %

Rechnungshof

Unabhängig und objektiv für Sie.

Neben seinem Kerngeschäft – Prüfen und Beraten – hat  
der Rechnungshof eine Reihe von zusätzlichen Aufgaben. 
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Wie wirken seine Empfehlungen?

Für insgesamt rund 5.800 Rechtsträger:

•	� öffentliche Stellen, Anstalten, Stiftungen, Fonds auf Bundes–,  
Landes– und Gemeindeebene, 

•	� Unternehmen mit einer Beteiligung der öffentlichen Hand  
von mindestens 50 % sowie

•	 Sozialversicherungsträger und Kammern.

Diese prüft er mit 303 Mitarbeiter*innen.

Wofür ist der Rechnungshof zuständig?

Der Rechnungshof im Überblick 



Was leistet der Rechnungshof?

eingelangte Sonderprüfungen 5

veröffentlichte 
Rechenschaftsberichte
von Parteien 
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laufende  
Prüfungen 82

gegengezeichnete  
Finanzschulden163

	 veröffentlichte 
Follow–up–Überprüfungen 
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vorgelegte Berichte an die  
Vertretungskörper im Jahr 2023 50

Parteispenden 
veröffentlicht gemäß 
Parteiengesetz93

7

Bundesrechnungsabschluss

Einkommenserhebung

Transparenz 
über den 
Einsatz 

öffentlicher 
Mittel

Was will der Rechnungshof bewirken?

Wirksamkeit 
des 

öffentlichen 
Mitteleinsatzes

Kooperation 
mit anderen 

Kontroll- 
einrichtungen

Bewusstsein 
für 

Gleichstellung 
und 

Diversität
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1.	 SCHWERPUNKTE 2023

1.1	 NEXT GENERATION AUSTRIA

Mit seinem mittelfristigen Prüfungsschwer-
punkt „Next Generation Austria – Überlassen 
wir der nächsten Generation mehr als Schul-
den? Zur zukünftigen Rolle des Staates für die 
nächste Generation.“ legt der Rechnungshof 
insbesondere im Sinne der Generationenge-
rechtigkeit ein besonderes Augenmerk auf 
die Nachhaltigkeit des staatlichen Handelns 
und der Mittelverwendung durch die öffentli-
che Hand. Es geht um die Bewältigung der 
wachsenden Herausforderungen: um nach-
haltige öffentliche Finanzen, um Zukunftsver-
sprechen an die Jugend, um überfällige struk-
turelle Reformen und um eine ordnungsge-
mäße, bürgerfreundliche Verwaltung im Zeit-
alter der Digitalisierung sowie um verstärkte 
Maßnahmen gegen Korruption. Im Sinne sei-
nes Wirkungsziels „Schaffung von Transpa-
renz über den Einsatz öffentlicher Mittel und 
die finanzielle Nachhaltigkeit des Gesamt-
staates“ beurteilt der Rechnungshof die Wirk-
samkeit des Mitteleinsatzes von Bund, Län-
dern, Gemeinden, Gemeindeverbänden und 
deren Unternehmen sowie von Sozialversi-
cherungsträgern und Kammern. Er ist 
bestrebt, eine gesamtstaatliche Sicht auf die 
öffentlichen Finanzen zu gewährleisten. 
Damit trägt der Rechnungshof zum Nachhal-
tigkeitsziel der Vereinten Nationen 16.6, 
„Leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und 
transparente Institutionen auf allen Ebenen 
aufbauen“, bei. Die nachfolgenden Ausfüh-
rungen zu Berichten des Rechnungshofes im 
Jahr 2023 stehen beispielhaft für die Prüfun-
gen im Rahmen des gewählten Schwerpunk-
tes.



10

Tätigkeitsbericht 2023 des Rechnungshofes

BILDUNGSDIREKTIONEN – ONE–STOP–SHOP 
IN DEN LÄNDERN?

Vereinfachung von Verwaltungshandeln soll 
ein permanentes Bestreben der Gebietskör-
perschaften sein, um für die Bürgerinnen und 
Bürger effizient und transparent tätig sein zu 
können. Der Bericht des Rechnungshofes 
„Bildungsdirektionen“ (Bund 2023/3, Burgen-
land  2023/1, Kärnten  2023/1, Niederöster-
reich  2023/1, Oberösterreich  2023/2, Salz-
burg 2023/1, Steiermark 2023/2, Tirol 2023/1, 
Vorarlberg  2023/1, Wien  2023/1) analysiert 
die Einrichtung der Bildungsdirektionen in 
den Ländern als gemeinsame Bund–Land–
Schulbehörde im Jahr 2019: Der Rechnungs-
hof überprüfte für die Bürgerinnen und Bür-
ger, ob mit der Neuorganisation der Schulbe-
hörden tatsächlich eine Verwaltungsvereinfa-
chung im Sinne eines „One–Stop–Shop“ ver-
wirklicht wurde, zeigte, wo noch Handlungs-
bedarf besteht, und leitete aus seiner Prü-
fung Verbesserungsvorschläge ab.

  

One–Stop–Shop bezeichnet die Möglichkeit, 
alle notwendigen bürokratischen Schritte, um 
ein Ziel zu erreichen, an einer einzigen Stelle 
durchzuführen. Ein Hindernis hierbei ist in 
Österreich häufig die Kompetenzzersplitte-
rung. Dieses Thema hat der Rechnungshof 
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BILDUNGSDIREKTIONEN
Wir prüfen. UNABHÄNGIG UND OBJEKTIV FÜR SIE.

Empfehlung:

Bund und Länder sollen prüfen, ob an die 

Bildungsdirektionen	weitere Aufgaben 

zu übertragen sind.

Fakt:
Auch	nach Einrichtung der 

Bildungsdirektionen ist das 

Schulwesen in Österreich 

zersplittert.

gemäß seinem Wirkungsziel „Schaffung von 
Transparenz über den Einsatz öffentlicher Mit-
tel und die finanzielle Nachhaltigkeit des 
Gesamtstaates“ in den vergangenen Jahren 
immer wieder in seinen Berichten aufgezeigt. 
Nur der Rechnungshof kann durch seine Prüf-
kompetenz eine Gesamtsicht bieten, die den 
Bund, die Länder und die Gemeinden umfasst.

Bildungsreformgesetz 2017
Ein Hauptziel des Bildungsreformgesetzes 2017 
war es, die Schulbehörden durch Einrichtung 
der Bildungsdirektionen neu zu ordnen. Diese 
waren erstmalig geschaffene „gemischte 
Behörden“, denen die Bundesvollziehung 
(sogenannter Bundesstrang) ebenso wie die 
Landesvollziehung (sogenannter Landes-
strang) übertragen wurden.

  

Der Bund und die Länder schufen Behörden 
zur Vollziehung grundsätzlich aller Angelegen-
heiten des Schul– und Erziehungswesens im 
jeweiligen Land. Das Grundproblem – die 
Kompetenzzersplitterung im Schulwesen – 
wurde allerdings nicht beseitigt. Daraus erga-

82

Grafiken
Tätigkeitsbericht	2023

82

Quellen: Art. 113 B–VG; BD–EG; Darstellung: RH

Bundesvollzug Landesvollzug

Bundesministerin/ 
Bundesminister

Landesregierung/ 
einzelnes	Mitglied	 

der Landesregierung

Bildungsdirektorin/
Bildungsdirektor

Pädagogischer	DienstPräsidialbereich

Beirat

Präsidentin/
Präsident 

(optionale Einrichtung
durch jeweiliges Land)

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_3_Bildungsdirektionen.pdf
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ben sich zahlreiche Probleme und Herausfor-
derungen bei der Einrichtung und Etablierung 
der Bildungsdirektionen.

Aufgaben der Bildungsdirektionen
Die Bildungsdirektionen übernahmen als neu 
eingerichtete Schulbehörden im Wesentlichen 
die Aufgaben der früheren Landesschulräte 
und des Stadtschulrats für Wien und zum Teil 
die Aufgaben der Schulabteilungen der Länder. 
Obwohl das Bildungsdirektionen–Einrichtungs-
gesetz die Bildungsdirektion als die einzige 
Vollzugsbehörde grundsätzlich aller Angele-
genheiten des Schul– und Erziehungswesens 
bestimmte, waren einige entscheidende Ange-
legenheiten aus dem Vollzug durch die Bil-
dungsdirektionen ausgeklammert: Das land– 
und forstwirtschaftliche Schulwesen blieb in 
der Zuständigkeit des Bundesministeriums für 
Land– und Forstwirtschaft, Regionen und Was-
serwirtschaft bzw. der Länder; die Zuständig-
keit für die Zentrallehranstalten verblieb beim 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung. Die Bereiche Kindergarten– 
und Hortwesen lagen weiterhin in der Zustän-
digkeit der Länder.

Der Bundesverfassungsgesetzgeber ließ aller-
dings die Möglichkeit, weitere Aufgaben auf 
die Bildungsdirektionen zu übertragen, mittels 
Ermächtigungsregelung in Art. 113 Abs. 4 Bun-
des–Verfassungsgesetz zu. Die Länder mach-
ten von der fakultativen Aufgabenübertragung 
in unterschiedlichem Ausmaß Gebrauch. Wäh-
rend Oberösterreich z.B. das Kindergarten– 
und Hortwesen, das land– und forstwirtschaft-
liche Schulwesen und den Vollzug des Bil-
dungsinvestitionsgesetzes betreffend Förde-
rung der ganztägigen Schulformen auf die Bil-
dungsdirektion für Oberösterreich übertrug, 
wählten andere Länder wie Burgenland, Steier-
mark oder Wien einen restriktiveren Weg und 
übertrugen – neben den obligatorischen Auf-

gaben – nur wenige weitere Kompetenzen. 
Angesichts dieser uneinheitlichen Handha-
bung gab es österreichweit mitunter weiterhin 
unterschiedliche Ansprechstellen für dieselben 
schulischen Angelegenheiten.

Leitung der Bildungsdirektionen
Die Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirek-
tor war bei Erfüllung der Aufgaben je nach Voll-
zugsbereich an die Weisungen der zuständigen 
Bundesministerin bzw. des zuständigen Bun-
desministers oder der Landesregierung bzw. 
des zuständigen Mitglieds der Landesregierung 
gebunden. Auch dies war ein Ausfluss der Kom-
petenzzersplitterung. Der Rechnungshof erach-
tete die parallelen Weisungszusammenhänge 
unter dem Gesichtspunkt von potenziellen Inte-
ressen– und Treuekonflikten zum jeweils ande-
ren obersten Organ auf Bundes– oder Landes-
ebene als problematisch und als komplex.

In übergreifenden Angelegenheiten, wie beim 
inneren Dienst der Bildungsdirektion, war die 
Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor an 
die einvernehmliche Weisung der zuständigen 
Bundesministerin oder des zuständigen Bun-
desministers und der Landesregierung bzw. des 
zuständigen Mitglieds der Landesregierung 
gebunden. Dies erschwerte einen rechtmäßigen 
Vollzug. In einem Fall erhielt der Bildungsdirek-
tor für Salzburg im Frühjahr 2021 widersprüchli-
che Weisungen zu den in der Bildungsdirektion 
beschäftigten Landesbediensteten durch den 
Bildungsminister einerseits und das Amt der 
Salzburger Landesregierung andererseits.

Finanzielle Gebarung
Ziel der Bildungsreform 2017 war es, die Bil-
dungsdirektionen kostenneutral einzurichten. 
Aufgrund der Organisation der Bildungsdirekti-
onen als gemischte Behörden mit Bundes– 
und Landesvollzug und dementsprechend zwei 
Rechnungskreisen war keine finanzielle 



12

Tätigkeitsbericht 2023 des Rechnungshofes

12

Gesamtsicht gegeben. Die oben angeführten 
unterschiedlichen Aufgabenbereiche der Bil-
dungsdirektionen und die Tatsache, dass zur 
Zeit der Gebarungsüberprüfung die Kosten– 
und Leistungsrechnung noch nicht eingeführt 
war, ließen keine direkten Vergleiche zwischen 
den Ländern zu. Dennoch zeigte sich im Bur-
genland, in Kärnten, Niederösterreich, Oberös-
terreich, Tirol und Wien tendenziell eine Ausga-
bensteigerung und damit ein finanzieller Mehr-
bedarf nach Einrichtung der Bildungsdirektion. 
Die verpflichtend zu erstellenden Ressourcen–, 
Ziel– und Leistungspläne der Bildungsdirektio-
nen wurden noch nicht effektiv als Steuerungs-
instrument genutzt. Sie enthielten teilweise 
unvollständige Angaben zu den finanziellen 
Ressourcen des Landesvollzugs und keine Kenn-
zahlen zur Beurteilung des Aufwands der Bil-
dungsdirektionen. Die Steuerungsinstrumente 
– Kosten– und Leistungsrechnung sowie Res-
sourcen–, Ziel– und Leistungspläne – wären zur 
Erreichung der Kostenneutralität zu nutzen, um 
Einsparungen auszuloten und zu lukrieren.

Bei den Projekten zur Einrichtung der Bildungs-
direktionen fielen Ausgaben von insgesamt 
1,83 Millionen Euro beim Bund und den Län-
dern an. Die Ausgaben für externe Beratungs-
leistungen von 1,45 Millionen Euro dominier-
ten sowohl die Gesamtausgaben für das Bun-
desprojekt als auch die der Länderprojekte.

Neuorganisation der Bildungsregionen und 
der Schulaufsicht: Schulqualitätsmanagerin­
nen und –manager
Mit Einrichtung der Bildungsdirektionen wur-
den österreichweit die Bildungsregionen neu 
aufgestellt. Das Burgenland etablierte infolge 
seiner Schülerzahlen nur eine Bildungsregion. 
Wien entschied sich trotz der hohen Anzahl 
von Schülerinnen und Schülern sowie Lehr-
personen für eine Steuerungsstruktur von 
nur zwei Bildungsregionen. Bei den anderen 

Ländern lag die Anzahl zwischen zwei und sie-
ben, wobei die Steiermark als einziges Land 
sieben Bildungsregionen aufwies.

Der Rechnungshof stellte fest, dass die Schul-
qualitätsmanagerinnen und –manager, die 
einstigen Schulinspektorinnen und –inspekto-
ren, ihre Aufgabe unterschiedlich wahrnah-
men. In Bildungsregionen im städtischen 
Bereich waren sie für deutlich mehr Schüle-
rinnen und Schüler zuständig als am Land. Die 
angestrebte schulartenübergreifende Schul-
aufsicht war noch nicht zur Gänze verwirk-
licht und spiegelte zum Teil die Struktur der 
„alten“ Schulaufsicht wider.

Insgesamt bestand aus Sicht des Rechnungsho-
fes Handlungsbedarf, um die Mischbehörde 
Bildungsdirektion homogener und effizienter 
zu gestalten.
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Quellen: Arbeitsmarktservice; Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft; Darstellung: RH
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Der Rechnungshof prüfte das Instrument der 
Bildungskarenz (unter Bezug von Weiterbil-
dungsgeld) im Rahmen seines Prüfungsschwer-
punkts; Ziel war es, zu beurteilen, ob die Aus-
gestaltung des Instruments am Bedarf des 
Arbeitsmarktes orientiert war und ob die 
Abwicklung einen zieladäquaten, treffsicheren 
Einsatz der finanziellen Mittel gewährleistete. 
Seine Ergebnisse veröffentlichte er im Bericht 
„Bildungskarenz“ (Bund 2023/11).
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BILDUNGSKARENZ
UNABHÄNGIG UND OBJEKTIV FÜR SIE.Wir prüfen.

Fakt:

Gesetzliche Bestimmungen wären 

zu überarbeiten.

Empfehlung:

Inhaltliche Anforderungen an 

Aus- und Weiterbildung in der 

Bildungskarenz waren gering.

BILDUNGSKARENZ
Die Bildungskarenz unter Bezug von Weiterbil-
dungsgeld ist ein aus der Arbeitslosenversi-
cherung finanziertes arbeitsmarktpolitisches 
Instrument, um die Aus– und Weiterbildung 
von bereits in Beschäftigung stehenden Perso-
nen zu unterstützen. Sie ermöglicht es 
unselbstständig Beschäftigten, sich zum Zweck 
der Aus– und Weiterbildung bis zu ein Jahr 
karenzieren zu lassen; in der Zeit der Bildungs-
karenz erhält die Person ein Weiterbildungs-
geld, das der Höhe nach dem Arbeitslosen-
geld, d.h. grundsätzlich 55 Prozent des voran-
gegangenen Nettoeinkommens, entspricht.

Im Jahr  2021 nahmen durchschnittlich rund 
14.000 Personen Bildungskarenz in Anspruch, 
die Ausgaben dafür beliefen sich auf rund 
300 Millionen Euro. Von 2010 bis 2021 hatte 
sich die Anzahl der Weiterbildungsgeld–Bezie-
henden verdoppelt, die Ausgaben hatten sich 
verdreifacht.

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_11_Bildungskarenz.pdf
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Der Rechnungshof anerkannte, dass das Instru
ment der Bildungskarenz (unter Bezug von 
Weiterbildungsgeld) im Grundsatz geeignet 
war, das individuelle Fortkommen auf dem 
Arbeitsmarkt zu unterstützen sowie einen 
gesellschaftlichen Nutzen für den Wirtschafts-
standort zu schaffen. Er wies allerdings darauf 
hin, dass die zeitlichen und inhaltlichen Anfor-
derungen an die nachzuweisende Aus– und 
Weiterbildung so gering waren, dass die 
Bildungskarenz gleichermaßen für wenig auf-
wändige, arbeitsmarktpolitisch wenig rele-
vante Kurse und für mit öffentlichen Mitteln 
finanzierte „Auszeiten aus dem Arbeits
prozess“ genutzt werden konnte. 

Bildungskarenz wurde vergleichsweise stärker 
von Personen mit bereits hohem Bildungsni-
veau in Anspruch genommen. Ein nennens-
werter Teil der Beziehenden stand ein Jahr 
nach Beendigung der Bildungskarenz nicht in 
Beschäftigung (30 Prozent der Frauen und 
25 Prozent der Männer). Bei zwei Drittel der 
Personen hatte sich das Einkommen ein Jahr 
nach der Bildungskarenz nicht verbessert.

Die geringen Anforderungen an die Weiterbil-
dungsmaßnahmen beim Instrument der Bil-
dungskarenz waren zunehmend bekannt. Die 
Inanspruchnahme des Instruments stieg kon-
tinuierlich. Die Entwicklung in der Inan-
spruchnahme der Bildungskarenz machte 
deutlich, dass Handlungsbedarf in Richtung 
einer Forcierung des arbeitsmarktpolitischen 
Nutzens des Instruments bestand.

Der Rechnungshof empfahl daher, die gesetz-
liche Grundlage insbesondere im Sinne der 
Implementierung einer ambitionierteren 
Weiterbildungsverpflichtung zu überarbeiten. 
Er empfahl weiters, jedenfalls eine Teilnah-
mebestätigung an der Weiterbildungsmaß-
nahme einzufordern, die Anfangsdatum und 
Enddatum, Stundenausmaß und allfällige 
Fehlzeiten bestätigt.

NACHHALTIGKEIT DES PENSIONSSYSTEMS
Das österreichische Pensionssystem muss ein 
dynamisches Gleichgewicht zwischen Wirt-
schaftswachstum, steigender Lebenserwar-
tung, variierenden Erwerbsquoten von 
Frauen und Männern und unterschiedlichen 
Geburtenzahlen herstellen und dabei ein 
angemessenes Leistungsniveau für Pensionis-
tinnen und Pensionisten einerseits und eine 
angemessene Belastung der Erwerbstätigen 
andererseits sicherstellen. Mit dieser Thema-
tik befasste sich der Rechnungshof ebenfalls 
im Rahmen seines Prüfungsschwerpunkts 
und veröffentlichte seine Ergebnisse im 
Bericht „Nachhaltigkeit des Pensionssystems“ 
(Bund 2023/29).
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Die Herausforderungen der steigenden 
Lebenserwartung und sinkender Geburten 
sollte insbesondere die Pensionsreform des 
Jahres 2004 mit der Einführung des Pensions-
kontos lösen. Für weitere Anpassungen wurde 
kein automatischer Algorithmus zur Pensions-
berechnung eingesetzt, sondern eine Kom-
mission geschaffen. Die Alterssicherungskom-
mission sollte u.a. alle drei Jahre Berichte über 
die langfristige Entwicklung und Finanzierbar-
keit des Pensionssystems erstellen sowie 
gegebenenfalls Maßnahmen bzw. Systemän-
derungen vorschlagen. Die Alterssicherungs-
kommission setzte diesen Auftrag jedoch in 
wesentlichen Punkten nicht um: Das für 2017 
vorgesehene „Langfristgutachten“ konnte 
mangels Handlungsfähigkeit der Kommission 
nicht erstellt werden; das verspätet erstellte 
Gutachten 2021 enthielt keine ausdrückliche 
Aussage zur Nachhaltigkeit des Pensionssys-
tems und die Kriterien zur Beurteilung der 
Nachhaltigkeit waren veraltet und analytisch 
nicht mehr exakt nachvollziehbar. Zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung war der Vorsitz der 
Kommission erneut unbesetzt. Empfehlungen 
für die weitere Vorgehensweise wurden nicht 
formuliert. Das Bundesministerium für Sozia-
les, Gesundheit, Pflege und Konsumenten-
schutz setzte trotz der eingeschränkten Funk-
tionsfähigkeit der Alterssicherungskommis-
sion keine Ersatzmaßnahmen.

Das Pensionsrecht wurde zwischen 2005 
und 2021 insgesamt 29–mal maßgeblich geän-
dert. Die finanziellen Erläuterungen waren bei 
einer Vielzahl der Maßnahmen nicht vorhan-
den oder nicht plausibel. Insbesondere hin-
sichtlich der Steuerung des Pensionsantrittsal-
ters bzw. der vorzeitigen Pensionierung folgten 
die Maßnahmen keiner einheitlichen Strategie. 
Im Zuge der Reformen der Jahre 2003 
und 2004 wurde die Pensionsanpassung im 
ersten Jahr nach dem Pensionsantritt ausge-

setzt. Zwischen 2008 und 2010 wurde sie wie-
der eingeführt, 2011 erneut ausgesetzt. Für 
die Jahre 2019 und 2020 wurde sie abermals 
eingeführt, ab 2021 schließlich in der gesetzli-
chen Pensionsversicherung in eine aliquote 
Anpassung im ersten Jahr umgewandelt.

Auch die Pensionserhöhungen folgten nicht 
den gesetzlich festgelegten langfristigen Vor-
haben: Seit 2005 erfolgten sie nur zweimal – 
wie vorgesehen – mit einem am Verbraucher-
preisindex orientierten Anpassungsfaktor. 
Zusätzlich hatten die im Zeitraum 2005 bis 
2022 beschlossenen Eingriffe in das Pensions-
recht Mehraufwendungen gegenüber der 
Rechtslage  2004 zur Folge. Ab  2036 werden 
die Aufwendungen weiter steigen – insbeson-
dere durch die Wiedereinführung der 
Abschlagsfreiheit bei vorzeitigen Alterspensio-
nen beziehungsweise durch den Frühstarter-
bonus. Diese Maßnahmen wurden in den Jah-
ren 2019 bis 2021 beschlossen.

Das Pensionsantrittsalter – ein wesentlicher 
Faktor für die mittel– und langfristige Nachhal-
tigkeit des Pensionssystems – stieg von 2004 
bis 2021 um knapp drei Jahre. Es lag damit bei 
Männern etwa im internationalen Durch-
schnitt, bei Frauen aber im Zusammenhang 
mit der späten Anpassung an das gesetzliche 
Antrittsalter der Männer noch deutlich darun-
ter. Prognosen gehen nach Umsetzung der 
Angleichung des gesetzlichen Pensionsan-
trittsalters für Frauen allerdings von einer Sta-
gnation des effektiven Pensionsantrittsalters 
ab Mitte der 2030er Jahre aus, obwohl die 
Lebenserwartung steigt. Dies ist Ausdruck 
einer fehlenden Strategie zum künftigen 
Umgang mit dem Pensionsantrittsalter. Die 
Anhebung des effektiven Pensionsantrittsal-
ters und gegebenenfalls auch des gesetzlichen 
Pensionsantrittsalters wäre eine wichtige 
Handlungsoption.
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Laut Fiskalrat ist die Nachhaltigkeit des Pensi-
onssystems durch den Anstieg demografieab-
hängiger Ausgaben langfristig nicht gesichert. 
Die Alterssicherungskommission hingegen 
machte in ihren Beschlüssen dazu keine Aus-
sage und schlug auch keine Reformmaßnah-
men vor. Es fehlten klare Kriterien, um beur-
teilen zu können, ob das Pensionssystem 
nachhaltig ist. Nach Auffassung des Rech-
nungshofes wäre die Nachhaltigkeit jedenfalls 
unter Berücksichtigung von vier inhaltlichen 
Kriterien zu bewerten: Es sollten die Beitrags– 
bzw. Leistungsgerechtigkeit für die einzelnen 

Versicherten, die Versorgungswirkung für 
typische Erwerbsverläufe (ausreichende Pen-
sionshöhe), eine volkswirtschaftliche Stabili-
tät (Arbeitsanreize, Standortattraktivität etc.) 
und die Nachhaltigkeit des Bundeshaushalts 
gewährleistet sein. Weiters wäre ein funktio-
nierender Prozess sicherzustellen, um uner-
wünschte Entwicklungen zu identifizieren 
und konsequent gegenzusteuern. Bei Anwen-
dung dieser Kriterien bestand nach Auffas-
sung des Rechnungshofes in der Dimension 
des Bundeshaushalts in Kombination mit den 
sonstigen Belastungen ein deutliches Risiko.
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GEWALT– UND OPFERSCHUTZ FÜR FRAUEN
Nach einer aktuellen „Prävalenzstudie zu 
geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen 
in Österreich“ hat etwa jede dritte Frau ab dem 
Alter von 15 Jahren körperliche und/oder sexu-
elle Gewalt erlebt. Der Rechnungshof wollte 
einen Beitrag leisten, um dieses gesamtstaatli-
che Problem ins Bewusstsein zu rücken und 
führte eine Prüfung zum Thema „Gewalt– und 
Opferschutz für Frauen“ (Bund 2023/21) beim 
Bundeskanzleramt (Sektion Frauen), beim 
Bundesministerium für Inneres sowie beim 
Bundesministerium für Justiz durch.

Gewalt– und Opferschutz für Frauen ist eine 
Querschnittsmaterie mit Zuständigkeiten in 
mehreren Bundesministerien sowie den Län-
dern. Die Sektion Frauen des Bundeskanzler-
amts war bundesweit für die Koordinierung 
von Maßnahmen zuständig. Sie hatte in 
wesentlichen Bereichen allerdings keine recht-
lichen Kompetenzen und verfügte nur über 
eingeschränkte finanzielle Ressourcen zur 
Durchsetzung gesamthafter strategischer Vor-
gaben. Der Rechnungshof erachtete es jedoch 
als wesentlich, gemeinsam mit den zuständi-
gen Ressorts bzw. den Ländern strategische 
Schwerpunkte und damit verbundene Ziele zur 
Eindämmung von Gewalt gegen Frauen festzu-
legen.

Der Rechnungshof hielt positiv fest, dass z.B. 
im Rahmen eines Nationalen Aktionsplans, des 
aktuellen Regierungsprogramms sowie des 
Gewaltschutzpakets 2021 die finanziellen Mit-
tel für den Gewaltschutz erhöht und bereits 
zielgerichtete Maßnahmen gesetzt wurden. 
Diese waren allerdings auf den Schutz von 
Frauen vor Gewalt fokussiert, wenn bereits 
konkrete Gefährdungslagen bestanden. Der 
Rechnungshof erachtete es daher als zielfüh-
rend, verstärkt auch präventive, nachhaltig 
wirksame Maßnahmen in der gesellschaftli-

chen Bewusstseinsbildung, z.B. in den Berei-
chen Bildung, Gesundheit oder Integration zu 
setzen.

  

Bei Verdachtsfällen von Gewalt in der Privat-
sphäre war es essenziell, dass die ersteinschrei-
tenden Exekutivbediensteten die Gefähr-
dungslage möglichst zutreffend einschätzen 
und gegebenenfalls unmittelbare Maßnahmen 
wie z.B. ein Betretungs– bzw. Annäherungsver-
bot setzen. Einen spezialisierten, rund um die 
Uhr nutzbaren Support, um Handlungssicher-
heit zu schaffen, gab es aber nur in Wien. Das 
Bundesministerium für Inneres sollte daher 
sicherstellen, dass qualifizierte und struktu-
rierte Unterstützung bundesweit zur Verfü-
gung steht.

Potenzial für eine Qualitätssteigerung sah der 
Rechnungshof auch im Zusammenhang mit 
der Durchführung sogenannter Fallkonferen-
zen. Die Sicherheitsbehörden konnten solche 
auf Grundlage eigener Gefährdungseinschät-
zung oder auf Anregung von Opferschutzein-
richtungen organisieren. Ziel war es, bei 
Hochrisikofällen Schutzmaßnahmen gemein-
sam mit anderen relevanten Behörden und 
Einrichtungen zu entwickeln und effizient auf-
einander abzustimmen. Einheitliche Kriterien 
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UNABHÄNGIG UND OBJEKTIV FÜR SIE.Wir prüfen.
GEWALT- UND  
OPFERSCHUTZ 
FÜR FRAUEN

Empfehlung:
Gewaltambulanzen	sollen	zeitnah und 

flächendeckend eingerichtet werden.

Fakt:
Eine	möglichst	tatzeitnahe und fundierte 

Beweissicherung ist besonders relevant, 
um Opferrechte	zu	gewährleisten.

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_21_Gewalt_und_Opferschutz_Frauen.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_21_Gewalt_und_Opferschutz_Frauen.pdf
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für die Beurteilung von Hochrisikofällen und 
die Abwicklung der Fallkonferenzen fehlten 
allerdings. Entsprechende Empfehlungen des 
Rechnungshofes an das Bundesministerium 
für Inneres richteten sich daher auf die Bereit-
stellung eines einheitlichen, wissenschaftlich 
fundierten Gefährdungseinschätzungstools 
sowie die Definition von Vorgaben für die 
Abwicklung von Fallkonferenzen.

Gerade in Fällen häuslicher Gewalt war eine 
zeitnahe Sicherung von Verletzungen bzw. 
Spuren der Gewalt von besonderer Bedeu-
tung. Im Hinblick auf die bestehenden Heraus-
forderungen, die benötigte gerichtsmedizini-
sche Expertise zeitnah zu erhalten, sollten die 
überprüften Stellen, unter Einbindung der für 
die Umsetzung relevanten Ressorts, die Rah-
menbedingungen für eine flächendeckende 
Umsetzung rund um die Uhr verfügbarer 
Gewaltambulanzen schaffen.

Die für die Bereitstellung von Schutzunter-
künften bzw. Frauenhäusern zuständigen Län-
der nutzten unterschiedliche Instrumente zur 
Finanzierung und Qualitätssicherung. Zuver-
lässige bundesweite Informationen zum 
Bedarf und dem tatsächlichen Angebot an 
Frauenhausplätzen waren nicht verfügbar. Um 
gewaltbetroffenen Frauen unabhängig vom 
Aufenthaltsort die notwendige Hilfe zukom-
men zu lassen, erachtete es der Rechnungshof 
als wesentlich, bundesweit einheitliche Min-
destanforderungen und Qualitätsstandards 
festzulegen sowie einheitliche und valide 
Daten zum Platzangebot und Indikatoren für 
den tatsächlichen Bedarf zu entwickeln.

ELEKTRONISCHER IDENTITÄTSNACHWEIS
In seinem Bericht „Umstellung von der Bürger-
karte/Handysignatur auf den elektronischen 
Identitätsnachweis (E–ID)“ (Bund  2023/7) 
beschäftigte sich der Rechnungshof mit dem 
im Jahr 2017 im E–Government–Gesetz einge-
führten elektronischen Identitätsnachweis, mit 
welchem das technische Konzept der Bürger-
karte/Handysignatur an neuere technologi-
sche Entwicklungen angepasst werden sollte. 
Der elektronische Identitätsnachweis dient vor 
allem der eindeutigen Identifikation einer Per-
son bei Online–Diensten im Netz sowie der 
Authentizität eines elektronisch gestellten 
Anbringens gegenüber einer öffentlichen 
Stelle.

  

2018 kamen das Bundesministerium für Digi-
talisierung und Wirtschaftsstandort und das 
Bundesministerium für Inneres überein, die 
Entwicklung des elektronischen Identitäts-
nachweises aufeinander aufzuteilen. Eine res-
sortübergreifende Gesamtprojektleitung, eine 
Gesamtprojektorganisation und eine Steue-
rung des Vorhabens auf der Management
ebene richteten die beiden Ministerien nicht 
ein. Die Folge war, dass ein Gesamtüberblick 
zu den Projektinhalten, dem Stand der Umset-
zung, den Zeitplänen und den Kosten des Pro-
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UMSTELLUNG VON DER 

BÜRGERKARTE/HANDYSIGNATUR AUF 

DEN ELEKTRONISCHEN  
IDENTITÄTSNACHWEIS (E–ID) 

UNABHÄNGIG UND OBJEKTIV FÜR SIE.Wir prüfen.

Fakt:

Diese Abhängigkeit	sollte	reduziert werden. 

Empfehlung:

Zu viele Leistungen wurden an Externe ausgelagert. 

Damit	begaben	sich	die	zuständigen Ministerien 

in hohe Abhängigkeit.

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_7_E-ID.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_7_E-ID.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_7_E-ID.pdf
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jekts fehlte. Das begünstigte das Risiko einer 
Projektlaufzeitverlängerung und von Aus
zahlungsüberschreitungen.

Die Verbesserungen des Konzepts des elektro-
nischen Identitätsnachweises gegenüber der 
Bürgerkarte (Handysignatur) ergaben sich u.a. 
aus der Nutzung des Smartphones für  
E–Government–Anwendungen, aus dem erwei-
terten Funktionsumfang, aus der Kopplung 
an Verwaltungsregister und aus der Erfüllung 
höherer Sicherheitsanforderungen. So gab es 
sicherheitstechnisch Verbesserungen durch 
die Nutzung einer biometrischen Authentifizie-
rung, keiner lokalen Speicherung personenbe-
zogener Daten und die Nutzung sicherer Hard-
ware–Komponenten. Dennoch beinhaltete die 
komplexe und heterogene Systemarchitektur 
des elektronischen Identitätsnachweises ein 
erhöhtes Risiko für die Betriebssicherheit und 
die Resilienz des Gesamtsystems. Ein Gesamt-
betriebskonzept, das auch die Ausfallsicherheit 
berücksichtigt, fehlte im April 2022.

Mit der Bundesministeriengesetz–Novelle vom 
Juli 2022 wurde die Verantwortung für die Ent-
wicklung des E–ID–Systems/ID–Austria vom 
Bundesministerium für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort in das Bundesministe-
rium für Finanzen übertragen.

Der Rechnungshof sprach sich in seinen Emp-
fehlungen bei zukünftigen Bearbeitungen von 
interministeriellen IT–Projekten für die Schaf-
fung einer dem Projektumfang angemesse-
nen, ressortübergreifenden Projektstruktur 
aus. Ziel sollte sein, die Projektbeauftragung, 
Projektleitung, Projektteams, Budgetplanung, 
das Controlling, den Personaleinsatz und das 
Risikomanagement einheitlich, in gemeinsa-
mer Verantwortung und unter größtmögli-
cher Nutzung von Synergien zu planen und 
umzusetzen. Die zuständigen Ministerien soll-

ten mit dem Vertrauensdiensteanbieter und 
der Bundesrechenzentrum GmbH ein Betriebs-
konzept für den elektronischen Identitäts
nachweis unter besonderer Beachtung der 
IT–Sicherheit ausarbeiten.

NATIONALPARK HOHE TAUERN
Neben der Klimakrise ist die Biodiversitäts-
krise eine weitere globale Herausforderung 
unserer Zeit. Eine zentrale Aufgabe der öster-
reichischen Nationalparks ist die Erhaltung 
der Biodiversität. In diesem Zusammenhang 
und in Hinblick auf den Prüfungsschwerpunkt 
„Next Generation Austria“ prüfte der Rech-
nungshof den „Nationalpark Hohe Tauern“ 
(Bund 2023/18, Kärnten 2023/3, Salzburg 
2023/4, Tirol 2023/7).

  

Der Nationalpark Hohe Tauern ist der älteste 
Nationalpark Österreichs und der größte Nati-
onalpark im Alpenraum. Mehr als ein Drittel 
aller in Österreich nachgewiesenen Pflanzen-
arten und rund 50 Prozent aller Tierarten 
kommen dort vor.

Der Nationalpark erstreckt sich über die drei 
Länder Kärnten, Salzburg und Tirol. Diese 
richteten ihre Nationalparkgebiete zu unter-
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NATIONALPARK
HOHE TAUERN 

Wir prüfen. UNABHÄNGIG UND OBJEKTIV FÜR SIE.

Empfehlung:
Eine	Neuorganisation ist anzustreben,	etwa	durch

die Gründung einer GmbH mit den drei Ländern  

und dem Bund als Miteigentümern.  

Die Strukturen	des	Nationalparks	erschweren  

eine effiziente und zielgerichtete 

Verwaltung und Steuerung. 

Fakt:

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_18_Hohe_Tauern.pdf
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schiedlichen Zeitpunkten ein und schufen 
jeweils eine eigene länderspezifische Verwal-
tungsstruktur. Die sehr komplexe Organisation 
des Nationalparks mit einer Vielzahl von Gre-
mien und Beiräten war historisch gewachsen, 
erschwerte aber eine länderübergreifend 
abgestimmte, effiziente und zielgerichtete Ver-
waltung und Steuerung des Nationalparks. 
Eine Neuorganisation mit einer einheitlichen 
Bund–Länder–übergreifenden Struktur und 
einer einheitlichen Führung, zum Beispiel in 
Form einer Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung mit den drei Ländern und dem Bund als 
Miteigentümern, könnte Abhilfe schaffen.

Zum Schutz der Natur und zur Erhaltung der 
Biodiversität sollten mindestens 75 Prozent 
der Kernzone des Nationalparks frei von wirt-
schaftlicher Nutzung sein – extensive Schaf– 
und Ziegenbeweidung sowie Wildtierma-
nagement waren davon ausgenommen und 
zulässig. Nur der Tiroler Nationalpark–Teil 
erreichte diesen Zielwert. Die Länder Kärnten 
und Salzburg sollten Strategien zur Erweite-
rung der nutzungsfreien Zone entwickeln.

Die Nutzungsfreiheit erreichten die Länder mit 
dem Instrument des Vertragsnaturschutzes. 
Dabei verzichten die Nutzungsberechtigten der 
Flächen z.B. auf die Weidenutzung oder die 
Jagdausübung und erhalten dafür eine Entschä-
digungszahlung. Die Verträge zum Nutzungs-
verzicht waren in der Regel auf neun bzw. zehn 
Jahre befristet und mussten immer wieder ver-
längert werden. Anreize für längere Vertrags-
laufzeiten wären zu setzen und damit die 
Nutzungsfreiheit längerfristig abzusichern.

Auch im Nationalpark Hohe Tauern zeigten 
sich Auswirkungen der Klimakrise, wie das 
beschleunigte Abschmelzen der Gletscher, das 
Auftauen von Permafrostböden oder der 
erhöhte Anpassungsdruck auf ans Hochge-

birge angepasste Tier– und Pflanzenarten. 
Zwei umstrittene Projekte im Nationalpark, die 
Neuerrichtung einer Hütte in der Gamsgrube 
und einer Steinschlaggalerie für den Panora-
maweg dorthin, und der Hochwasserschutz 
Oberer Pinzgau mit der Errichtung von Hoch-
wasser–Rückhaltebecken in der Kernzone des 
Nationalparks, standen mit der Klimakrise in 
Zusammenhang. 

ABWICKLUNG DES KLIMABONUS  
UND DES ENERGIEKOSTENAUSGLEICHS

Der Klimabonus (inklusive Anti–Teuerungsbo-
nus) und der Energiekostenausgleich 2022 
waren Maßnahmen der Bundesregierung, um 
die Bevölkerung aufgrund steigender Lebens-
haltungskosten, insbesondere im Energiebe-
reich, zu entlasten. Das Transfervolumen 
machte rund 4,098 Milliarden Euro beim 
Klimabonus und rund 378,75 Millionen Euro 
beim Energiekostenausgleich aus. Für den 
Klimabonus war das Bundesministerium für Kli-
maschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innova-
tion und Technologie zuständig, für den Ener-
giekostenausgleich das Bundesministerium für 
Finanzen. Defizite bei der Umsetzung führten 
zu zahlreichen Anfragen und Beschwerden von 
Bürgerinnen und Bürgern.

Der Rechnungshof überprüfte die Abwicklung 
dieser beiden Leistungen („Klimabonus und 
Energiekostenausgleich – Abwicklung“ (Bund 
2023/36)). Dabei stellte sich heraus, dass der 
Klimabonus und der Energiekostenausgleich 
ähnliche Ziele und einen ähnlichen Abwick-
lungszeitraum aufwiesen, sich aber in Abwick-
lung und Konzeption wesentlich unterschie-
den. Die Auswirkungen dieser Unterschiede 
zeigten sich in der stark divergierenden Höhe 
der Abwicklungskosten pro Transaktion und 
in der unterschiedlich hohen Auszahlungs-
quote an die Anspruchsberechtigten.

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Bund_2023-36_Klimabonus.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Bund_2023-36_Klimabonus.pdf


Tätigkeitsbericht 2023 des Rechnungshofes

21

Die Abwicklung des Energiekostenausgleichs 
erwies sich als wesentlich kostenintensiver 
als jene des Klimabonus: Die Kosten pro 
Transaktion waren beim Energiekostenaus-
gleich rund dreimal so hoch wie beim 
Klimabonus, und auch im Verhältnis der 
Abwicklungskosten zum gesamten Transfer-
volumen stellte sich der Energiekostenaus-
gleich deutlich kostenintensiver dar. Die Pro-
jektabwicklung des Energiekostenausgleichs 
wäre daher zu evaluieren und die Ergebnisse 
wären als Grundlage für allfällige künftige 
Projekte heranzuziehen.

  

Beim Klimabonus war die Auszahlung per 
Kontoanweisung deutlich günstiger als die 
Zustellung von Waren– und Wertgutscheinen 
per Post: Die Gutscheinvariante machte 
15 Prozent des Transfervolumens, aber 
81 Prozent der Abwicklungskosten aus. Aus 
der Perspektive der Sparsamkeit, aber auch 
der Bürgerfreundlichkeit waren für den Rech-
nungshof weitere Maßnahmen, um die Über-
weisungsquote des Klimabonus zu steigern, 
unerlässlich.
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Milliarden Euro wurden 
für den Klimabonus 2022 sowie 
für	den	Anti-Teuerungsbonus 
ausbezahlt.

4,098

Im überprüften Zeitraum erhielten 99 Pro-
zent der anspruchsberechtigten Personen 
den Klimabonus, aber nur 63 Prozent der als 
anspruchsberechtigt erachteten Haushalte 
den Energiekostenausgleich. Der Energie
kostenausgleich konnte somit – im Gegensatz 
zum Klimabonus – die vorgesehene Entlas-
tungswirkung nur teilweise realisieren. Die 
Gründe dafür waren vielfältig: Sie reichten 
von der komplizierten Antragstellung und 
Zustellproblemen bis zur grundlegenden Kon-
zeption der Anspruchsvoraussetzungen.

Ein wesentlicher Faktor war die Art der 
Abwicklung: Während der Klimabonus 
antragslos ausbezahlt wurde, war für den 
Energiekostenausgleich ein Antrag notwen-
dig. Bei künftigen Entlastungsmaßnahmen für 
die Bevölkerung wären eine möglichst einfa-
che Inanspruchnahme und eine möglichst 
rasche, hohe Wirksamkeit für die angestreb-
ten Zielgruppen in den Vordergrund zu stel-
len. Der Rechnungshof sah die antragslose 
Abwicklung beim Klimabonus als geeigneten 
Ansatz, um die Inanspruchnahme staatlicher 
Leistungen im Sinne der Bürgerfreundlichkeit 
möglichst niederschwellig zu gestalten.

Trotz unterschiedlicher Abwicklungsart waren 
bei beiden Leistungen Datenabgriffe und 
Zugriffe auf Registerdaten notwendig. Auf-
grund fehlender oder mangelhafter Daten-
grundlagen traten dabei teils erhebliche 
Schwierigkeiten auf. Der Rechnungshof 
betonte daher die für antragslose Verfahren, 
aber auch für die Konzeption treffsicherer 
Leistungen erforderliche hohe Qualität von 
Datenquellen.
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1.2	 ÖFFENTLICHE FINANZEN UND REFORMBEDARF IM HAUSHALTSRECHT 

In seinem mittelfristigen Prüfungsschwer-
punkt „Next Generation Austria – Überlassen 
wir der nächsten Generation mehr als Schul-
den? Zur zukünftigen Rolle des Staates für die 
nächste Generation.“ thematisiert der Rech-
nungshof die öffentlichen Finanzen und dabei 
insbesondere die Schulden(entwicklung). 
Über die Schulden, Haftungen und die Ent-
wicklung der öffentlichen Finanzen berichtete 
der Rechnungshof im Rahmen des Bundes-
rechnungsabschlusses 2022 erstmals in einem 
eigenen Band.

Innerhalb von nur drei Jahren – von Ende 2019 
bis Ende 2022 – erhöhten sich die bereinigten 
Finanzschulden des Bundes um insgesamt 
62,122 Milliarden Euro bzw. um rund 30 Pro-
zent auf 270,890 Milliarden Euro (60,5 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts). Vor dem Hinter-
grund der COVID–19–Pandemie, dem Krieg in 
der Ukraine und der stark gestiegenen Inflation 
stiegen die Schulden somit stärker als in den 
Jahren 2007 bis 2019, als die Finanzkrise zu 
bewältigen war. 

Im Durchschnitt waren 35 Prozent der Schuld-
aufnahmen erforderlich, um die hohen Defizite 
der Jahre 2020 bis 2022 abzudecken. Von 2012 
bis 2019 betrug dieser Anteil durchschnittlich 
12,7 Prozent. Die durchschnittliche Effektivver-
zinsung des Schuldenportfolios erreichte in den 
Jahren 2021 und 2022 mit 1,2 Prozent den 
niedrigsten Wert im Beobachtungszeitraum.

Die Verpflichtungen zulasten künftiger Finanz-
jahre (Vorbelastungen) sowie die offen geblie-
benen Verpflichtungen aus dem Finanzjahr 
2022 betrugen insgesamt 137,523 Milliarden 
Euro. Dieser Betrag enthält vor allem die künfti-
gen Zinszahlungen des Bundes für die Finanz-
schulden in Höhe von 53,127 Milliarden Euro 
und die Zahlungen des Bundes aus den 
Zuschussverträgen mit der ÖBB–Infrastruktur 
AG in Höhe von 20,014 Milliarden Euro. Zudem 
haftete der Bund zum 31. Dezember 2022 für 
Kapital und Zinsen in Höhe von 100,114 Milliar-
den Euro – damit waren die Haftungen um 
4,614 Milliarden Euro niedriger als im Jahr 2021.
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Das von der Statistik Austria im September 
2023 errechnete gesamtstaatliche Defizit im 
Jahr 2022 betrug 3,5 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts. Dies war eine Verbesserung 
um 2,3 Prozentpunkte gegenüber dem Jahr 
2021 (-5,8 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts). Der gesamtstaatliche Schuldenstand 
stieg krisenbedingt das dritte Jahr in Folge 
stark an, die Schuldenquote verzeichnete 
aber vor allem aufgrund des hohen nominel-
len Wachstums des Bruttoinlandsprodukts 
(+10,4 Prozent) einen Rückgang von 82,5 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2021 
auf 78,4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
im Jahr 2022.

Die Langfristige Budgetprognose 2022 des 
Bundesministeriums für Finanzen bis 2060 
geht allerdings von einem weiteren Anstieg 
der Staatsschuldenquote aus, unter der 
Annahme, dass die gegenwärtige Politik 
unverändert fortgesetzt wird. In die Prognose 
fließen insbesondere die demografieabhängi-
gen Ausgaben ein (z.B. Pensionen, Pflege, 
Arbeitslosigkeit), aber auch Ausgaben zur Ein-
haltung der Klimaziele sowie Ausgaben für 
Zinsen, die sich aufgrund des geänderten 
Zinsumfelds langfristig als Ausgabentreiber 
erweisen. So steigen im Prognosezeitraum 
(Basisszenario) allein die Zinsausgaben auf 
4,7 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (nach 
0,9 Prozent im Jahr 2022 und prognostizier-
ten 1,6 Prozent im Jahr 2026, siehe Grafik). 
Die Staatsschuldenquote entfernt sich somit 
auch langfristig vom Maastricht–Ziel von 
60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts.
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Im Budget für das Jahr 2024, das im Novem-
ber  2023 vom Nationalrat beschlossen 
wurde, wird von einem administrativen Defi-
zit von rund 20,9  Milliarden Euro bzw. 
4,13  Prozent des Bruttoinlandsprodukts für 
den Bund ausgegangen. Es liegt um 3,8 Milli-
arden Euro über dem Voranschlag für das 
Jahr 2023. Gesamtstaatlich wird für 2024 ein 
Maastricht–Saldo von  -2,7  Prozent – also 
knapp unter der 3–Prozent–Grenze – erwar-
tet. Die gesamtstaatliche Schuldenquote mit 
voraussichtlich 76,4  Prozent des Bruttoin-
landsprodukts bleibt 2024 im Vergleich zu 
2023 unverändert und soll gemäß Bundes
finanzrahmen erst bis 2027 auf 76,1 Prozent 
zurückgehen. Die Zinsbelastung wird sich von 
2022 bis 2027 von 0,9 Prozent auf 2,0 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts verdoppeln. 

Der Rechnungshof weist vor diesem Hinter-
grund darauf hin, dass Strukturreformen vor-
anzutreiben und fiskalische Spielräume zu 
schaffen wären, um einen nachhaltigen Bud-
getpfad zu erreichen. Gleichzeitig sind Maß-
nahmen im Klimabereich unabdingbar, auch 
im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele 
und zur Sicherung der Energieversorgung. 
Durch gebietskörperschaftsübergreifende 
Ziele wäre ein österreichweiter Reformkon-
sens herzustellen, insbesondere in den Berei-
chen Pflege und Gesundheit. Die breit ange-
legten Teuerungs–Entlastungsmaßnahmen 
sowie die temporären Unterstützungsleistun-
gen wären auf ihre Nachhaltigkeit zu über-
prüfen; es sollte sichergestellt werden, dass 
sie bedarfsgerecht, zielgerichtet und treffsi-
cher sind. In diesen Bereichen hat der Rech-
nungshof in zahlreichen Berichten Empfeh-
lungen ausgesprochen.
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REFORMBEDARF IM HAUSHALTSRECHT 
Transparente öffentliche Finanzen hängen 
maßgeblich von den diesbezüglichen (haus-
halts–)rechtlichen Vorgaben ab. Vor zehn Jah-
ren, am 1. Jänner 2013, trat die zweite Etappe 
der Haushaltsrechtsreform in Kraft. Seit zehn 
Jahren wird also nach diesen neuen Vorschrif-
ten budgetiert und bilanziert. Die Verbesse-
rung der Transparenz der öffentlichen Finan-
zen war ein Ziel dieser Reform. Die Ministerien 
und die obersten Organe, also auch der Rech-
nungshof – als externe Finanzkontrolle – haben 
weitreichende Erfahrungen damit gemacht. 
Überdies liegen Ergebnisse einer umfassenden 
Evaluierung der Haushaltsrechtsreform vor.

Vor diesem Hintergrund und um die Diskus-
sion zur Weiterentwicklung des Haushalts-
rechts wieder aufzunehmen, organisierte der 
Rechnungshof am 4. Juli 2023 eine Veranstal-
tung unter dem Motto „Reformbedarf im 
Haushaltsrecht – Transparenz und Lage der 
öffentlichen Finanzen“ im Hohen Haus. Gela-
den waren rund 100 Gäste, unter ihnen die 
Budgetsprecherin und die Budgetsprecher, 
die Sprecherin und die Sprecher des Rech-
nungshofausschusses sowie weitere Exper-
tinnen und Experten aus den Bereichen Bud-
get und Finanzen.

„Ein sorgsamer Staat muss die Maxime haben, 
jeden Euro zielgerichtet und bedarfsgerecht 
einzusetzen. Es geht darum, den Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahlern die Gewissheit eines 
verantwortungsvollen Umgangs zu geben. Das 
stärkt das Vertrauen in den Staat“, führte die 
Präsidentin des Rechnungshofes, Margit Kraker, 
in ihrer einleitenden Rede aus.

Die Eckpunkte der Haushaltsrechtsreform 
waren eine neue Budgetstruktur und ein 
neues Berichtswesen zur Erhöhung der Trans-
parenz, die Integration von Wirkungen und 

Leistungen in das Budget sowie ein integrier-
tes, doppisches Rechnungswesen mit einer 
Finanzierungs–, Ergebnis– und Vermögens-
rechnung. Die Einjährigkeit in der Budgetpla-
nung wurde von einer mehrjährigen, verbind-
lichen Planung abgelöst. Die Haushaltsrechts-
reform war demnach nicht nur als bloße 
Reform des Rechnungswesens in Österreich 
gedacht und konzipiert, sondern sollte einen 
„Kulturwandel“ in der gesamten Bundesver-
waltung und auch in der Politik bewirken.

Die Veranstaltung beleuchtete demzufolge, ob 
der Bund das Steuergeld wirksam einsetzt und 
ob dies im Rechnungswesen transparent und 
klar ausgewiesen wird. Für den Rechnungshof 
ist das Haushaltsrecht ein wesentlicher Maß-
stab für seine Prüfungstätigkeit. Er nimmt eine 
besondere Rolle bei der Transparenz und Prü-
fung der öffentlichen Finanzen ein. Vor dem 
Hintergrund der wirtschaftlichen Folgen der 
COVID–19–Pandemie und des Ukraine–Krieges 
hinterfragt er etwa, inwieweit das derzeitige 
Haushaltsrecht „Krisen“ ausreichend transpa-
rent darstellen kann und ob es den erforderli-
chen flexiblen Rahmen dafür bietet.

  

Auf Basis seiner Expertise stellte der Rech-
nungshof – ebenso wie Finanzminister Mag-
nus Brunner und Helmut Berger, Leiter des 
Budgetdienstes des Parlaments – weiteren 
Reformbedarf fest.
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Konkret wurde bei der Veranstaltung etwa 
diskutiert, ob die Möglichkeit, Rücklagen mit 
nicht ausgenutzten Mitteln zu bilden, tat-
sächlich das „Dezemberfieber“ nachhaltig 
reduzieren konnte. Damit ist das erhöhte Auf-
kommen an Auszahlungen im Dezember 
gemeint, um das Jahresbudget noch aufzu-
brauchen. Die Sektionschefin des Rechnungs-
hofes, Helga Kraus, rief in ihren diesbezügli-
chen Ausführungen die vom Rechnungshof in 
seinem Bericht zum Rücklagensystem ausge-
sprochenen Empfehlungen in Erinnerung. 
Auch die Relevanz der Mittelfristplanung 
wurde erörtert.

Gabriel Felbermayr, Chef des Wirtschaftsfor-
schungsinstituts WIFO, berichtete umfassend 
über die makroökonomischen Entwicklungen 
und langfristigen Wirtschaftsprognosen. Mit 
Blick darauf sagte er: „Die Zukunft ist extrem 
unsicher. Umso mehr müssen heute Vorkeh-
rungen getroffen werden, um für die Zukunft 
gewappnet zu sein.“ Helmut Berger wies auf 
die wichtige Rolle des Nationalrates im Bud-
getprozess hin. „Weitere Reformen sind erfor-
derlich. Nach zehn Jahren sollte man sich 
dringend damit beschäftigen“, meinte Finanz-
minister Brunner. Erkenntnisse aus den letz-
ten Krisen seien in den nächsten Reform-
schritten zu verarbeiten.

Der Rechnungshof hielt zum Bundesrech-
nungsabschluss 2022 u.a. fest, dass das ste-
tige Wachstum der Haushaltsrücklagen einem 
zu großzügigen Rücklagensystem geschuldet 
sei. Zudem sollten neue Bilanzierungsthemen 
– etwa die Abbildung des Nutzens von Digita-
lisierungsaufwendungen – aufgegriffen und 
der Verrechnung neuer Sachverhalte mehr 
Bedeutung beigemessen werden.

Margit Kraker hob in ihrem abschließenden 
Statement das „Verantwortungsdreieck“ im 
Haushaltsrecht hervor, das aus dem Bundes-
ministerium für Finanzen, dem Parlament 
und dem Rechnungshof besteht: Das Ministe-
rium legt den Entwurf für das Budget vor, das 
Parlament beschließt das Bundesfinanzgesetz 
und der Rechnungshof prüft die Abschluss-
rechnungen des Bundes. Das Zusammenwir-
ken dieser drei maßgeblichen Akteure ist im 
Bundeshaushaltsgesetz geregelt. Dieses 
Gesetz im Lichte der zehnjährigen Erfahrung 
weiterzuentwickeln, müsse im Interesse aller 
am Budgetprozess beteiligten Stellen liegen.
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1.3 	 �COMPLIANCE UND ANTI–KORRUPTION:  
ES IST NOCH VIEL ZU TUN.

Der Rechnungshof versteht sich als zentraler 
Akteur, wenn es um einen Beitrag für ver-
stärkte Maßnahmen gegen Korruption und um 
die Schärfung des Bewusstseins für Compli-
ance im öffentlichen Sektor geht. Die Veröf-
fentlichung seiner Berichte schafft Nachvoll-
ziehbarkeit und Transparenz, die wesentliche 
Grundlage für das Vertrauen der in Österreich 
lebenden Menschen in eine objektive, sachli-
che und regelbasierte Aufgabenerbringung 
durch die öffentliche Hand.

Auch 2023 standen die Themen Korruptions-
prävention, Risikomanagement, Einhaltung 
von gesetzlichen oder sonstigen Vorgaben, 
funktionierende interne Kontrollsysteme und 
Aufzeigen von Interessenkonflikten im Zent-
rum der Tätigkeit des Rechnungshofes. Etwa 
die Hälfte seiner Berichte befasste sich mit die-
sen Themen.

Korruption, Misswirtschaft und eigennützi-
ges, auf den persönlichen Vorteil ausgerichte-
tes Handeln schädigen den Wirtschaftsstand-
ort. Sie schwächen zudem das Vertrauen der 
Bevölkerung in die Objektivität der öffentli-
chen Verwaltung und in der Folge in den 
Rechtsstaat und die Demokratie. Vor diesem 
Hintergrund hat die externe öffentliche 
Finanzkontrolle eine große Verantwortung 
hinsichtlich Transparenz und Rechenschafts-
pflicht. Deshalb hat der Rechnungshof Anfang 
Jänner 2023 den neuen Prüfungsbereich 
„Parteien und Compliance“ eingerichtet. Mit 
diesem legt er einen besonderen Fokus auf 
Transparenz, Anti–Korruption und Good 
Governance. Darüber hinaus deckt der neue 
Prüfungsbereich die zusätzlichen Kompeten-
zen des Rechnungshofes in Bezug auf die 
Novelle des Parteiengesetzes im Jahr 2022, 

die zu mehr Transparenz in der Finanzierung 
politischer Parteien führen soll, ab. 

Das vergangene Jahr brachte (erneut) ein Kor-
ruptionsstrafrechtsänderungsgesetz, das die 
sogenannte „Vorab–Korruption“ – bei der Kan-
didatinnen bzw. Kandidaten für öffentliche 
Ämter Vorteile für zukünftige Amtshandlungen 
annehmen, fordern oder sich versprechen las-
sen – als Straftatbestand einführte. Der Rech-
nungshof hat auch dazu im Rahmen des Begut-
achtungsverfahrens eine umfassende Stellung-
nahme abgegeben und Schwächen der Rege-
lung aufgezeigt: So sind Amtsträger, die ihre 
Funktion ohne ein Verfahren erlangen (z.B. 
Generalsekretärinnen bzw. Generalsekretäre, 
Aufsichtsrätinnen bzw. Aufsichtsräte in öffentli-
chen Unternehmen) von den neuen Regeln 
nicht erfasst. Auch soll eine Strafbarkeit nur 
dann eintreten, wenn die betreffende Person 
das angestrebte Amt auch tatsächlich erlangt. 
Mit dem HinweisgeberInnenschutzgesetz wur-
den (im Februar 2023) auch die europarechtli-
chen Vorgaben zum Schutz von internen Hin-
weisgeberinnen und Hinweisgebern – soge-
nannten „Whistleblowern“ – in nationales 
Recht umgesetzt. Entsprechend den gesetzli-
chen Vorgaben richtete auch der Rechnungs-
hof eine interne Meldestelle ein, bei der Hin-
weise (auch anonym) über ein elektronisches 
Meldesystem abgegeben werden können.

Der Rechnungshof legte 2023 vor allem auf 
die mit hohen Korruptionsrisiken behafteten 
Bereiche Beschaffung und Verkauf ein beson-
deres Augenmerk: So zeigte sich z.B., dass das 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung (weiterhin) keinen vollständi-
gen Überblick über die im Ressortbereich 
getätigten Beschaffungen hatte. Dies fiel 
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besonders ins Gewicht, da der Rechnungshof 
bereits 2017 (und erneut 2021) auf die Not-
wendigkeit eines umfassenden Beschaffungs-
controllings hingewiesen hatte („Schulbetrieb 
während der COVID–19–Pandemie“ (Bund 
2023/24, Wien 2023/5)).

Ebenso fehlten im Wiener Gesundheitsver-
bund u.a. einheitliche Vorgaben für die 
Abwicklung von Vergabeverfahren und wies 
das Vergabecontrolling strukturelle Mängel 
auf. Dies bei einem Vergabevolumen von 
rund 630 Millionen Euro (von 2010 bis inklu-
sive erstes Quartal 2021 für die Beschaffung 
von medizinischen Geräten und Beratungs-
leistungen) und einer hohen Konzentration 
auf wenige Auftragnehmer („Wiener Gesund-
heitsverbund – Vergabepraxis im Bereich Medi-
zintechnik und Beratung“ (Wien 2023/7)).

  

Aber auch in jenen Fällen, in denen die 
öffentliche Hand nicht als Käufer auftritt, son-
dern ihre Vermögenswerte (z.B. Unterneh-
men bzw. Unternehmensanteile, Liegen-
schaften) veräußert, sollte auf Transparenz 
geachtet werden: Die Analysen des Rech-
nungshofes zeigten, dass bei Liegenschafts-
verkäufen durch eine öffentliche Interessen-
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WIENER GESUNDHEITS-
VERBUND – VERGABEPRAXIS 
IM BEREICH MEDIZINTECHNIK 
UND BERATUNG

Bei48
von	66	überprüften	
Vergabeverfahren stellte	der	
Rechnungshof	Mängel	fest.

tensuche deutlich höhere Erlöse erzielt wer-
den können als bei Direktverkäufen. Der 
Rechnungshof kritisierte, dass die ÖBB–
Immobilien GmbH die Hälfte ihrer 309 Ver-
käufe direkt abwickelte, die Post AG rund ein 
Viertel ihrer 21 Verkäufe. Damit nutzten 
beide Infrastrukturunternehmen ein erhebli-
ches Erlöspotenzial nicht aus. So lagen bei 
der ÖBB–Immobilien GmbH die Mehrerlöse 
gegenüber dem Gutachtenswert nach öffent-
lichen Interessentensuchen im Durchschnitt 
bei 64 Prozent, bei Direktverkäufen hingegen 
nur bei 2,5 Prozent („Compliance – Korrupti-
onsprävention bei Immobilientransaktionen: 
ÖBB–Immobilienmanagement GmbH und 
Österreichische Post AG“ (Bund 2023/14)).

  

Im Falle der Absehbarkeit zeitnaher Weiter-
verkäufe durch den Käufer einer Liegenschaft 
sollten die Kaufverträge eine Nachbesse-
rungsklausel beinhalten, um an potenziellen 
weiteren Verkaufserlösen partizipieren zu 
können. In dem vom Rechnungshof kritisier-
ten Fall erwarb ein Privatunternehmen Lie-
genschaften von der Bundesforste AG und 
der ASFINAG, verkaufte diese im Anschluss an 
ein Immobilienunternehmen weiter und 
erzielte dabei einen Mehrerlös von 12,20 Mil-
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COMPLIANCE 
KORRUPTIONSPRÄVENTION BEI  
IMMOBILIENTRANSAKTIONEN
ÖBB-IMMOBILIENMANAGEMENT GMBH 
UND ÖSTERREICHISCHE POST AG

Wir prüfen. UNABHÄNGIG UND OBJEKTIV FÜR SIE.

Empfehlung:
Liegenschaften	wären	in	einem	wettbewerblichen, transparenten 

diskriminierungs- und bedingungsfreien 

Bietverfahren anzubieten.

Fakt:
ÖBB und Post AG hätten bei	Immobilienverkäufen	

bessere Preise erzielen können.

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_24_Schulbetrieb_COVID.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_24_Schulbetrieb_COVID.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Wien_2023_7_Wiener_Gesundheitsverbund.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Wien_2023_7_Wiener_Gesundheitsverbund.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Wien_2023_7_Wiener_Gesundheitsverbund.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_14_Compliance.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_14_Compliance.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_14_Compliance.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_14_Compliance.pdf
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lionen Euro. Die Bundesforste AG hatte keine 
Nachbesserungsklausel vereinbart, obwohl 
sie vom Vorhaben des Privatunternehmens 
wusste, die Grundstücke zeitnah weiterzuver
äußern („Betriebsbaugebiet Ehrenfeld II Viecht 
in der Gemeinde Ohlsdorf“ (Bund 2023/34, 
Oberösterreich 2023/6)).

  

Bereits in einem Bericht vom Dezember 2022 
sah der Rechnungshof Verbesserungsbedarf 
im Compliance–Management–System der 
Bundesforste AG, weil insbesondere bei der 
Verwaltung von Liegenschaften das Risiko 
wirtschaftlicher Schäden oder Reputations-
schäden durch nicht regelkonformes Verhal-
ten bestand. Der Rechnungshof ortete Män-
gel u.a. im Bereich der Compliance–Organisa-
tion – es gab keinen Compliance–Beauftrag-
ten –, der Ausbildung und im Umgang mit 
Nebenbeschäftigungen („Liegenschaftsver-
waltung der Österreichischen Bundesforste 
AG“ (Bund 2022/38)).

Strukturelle Risiken zeigten sich auch bei den 
„Flächenwidmungsverfahren der Stadt Wien“ 
(Wien 2023/6): Hier hielt der Rechnungshof 
fest, dass die Flächenwidmungs– und Bebau-
ungsplanung eine hoheitliche Aufgabe ist, die 
von Abstimmungen und vertraglichen Ver-
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handlungen mit Grundstückseigentümern 
und Projektentwicklern klar zu trennen ist. In 
einem vom Rechnungshof kritisierten Fall ver-
kaufte die Stadt Wien 2010 eine Liegenschaft 
um 261.400 Euro an die Wien Holding GmbH, 
welche diese noch am selben Tag um 
350.000 Euro weiterverkaufte. Die Stadt Wien 
änderte danach den Flächenwidmungs– und 
Bebauungsplan, schließlich wurde das Grund-
stück 2018 um 7 Millionen Euro durch private 
Unternehmen weiterverkauft. Im ursprüngli-
chen Kaufvertrag wurde jedoch keine Nach-
zahlungsverpflichtung zum Kaufpreis aufge-
nommen. Auch die Stadt Wien hätte daher im 
Falle von Liegenschaftsverkäufen zukünftige 
Wertsteigerungen, die durch Widmungsände-
rungen entstehen, in Form von Kaufpreisnach-
zahlungen abzusichern.

  

Auch Unternehmensverkäufe sollten nur auf 
Basis transparenter, diskriminierungs– und 
bedingungsfreier Ausschreibungsverfahren 
durchgeführt und das öffentliche Unterneh-
men an den Meistbietenden veräußert wer-
den („Verkauf der FMB Facility Management 
Burgenland GmbH“ (Burgenland 2023/3)).

Es zeigte sich außerdem, dass der Umgang 
mit potenziellen Interessenkonflikten und 
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https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/OOe_2023_Betriebsgebiet_Ehrenfeld.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/OOe_2023_Betriebsgebiet_Ehrenfeld.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/004.973_Oesterr_Bundesforste.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/004.973_Oesterr_Bundesforste.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/004.973_Oesterr_Bundesforste.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Wien_2023_6_Flaechenwidmungsverfahren_Stadt_Wien.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Burgenland_2023_3_FMB.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Burgenland_2023_3_FMB.pdf
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Nebenbeschäftigungen öffentlicher Bediens-
teter eine wiederkehrende – und problemati-
sche – Thematik ist: So funktionierte etwa das 
in der Filmakademie Wien für Nebenbeschäf-
tigungen eingerichtete Meldesystem nicht 
ordnungsgemäß („Filmakademie Wien“ (Bund 
2023/12)). 

  

Im Bundesministerium für Kunst, Kultur, 
öffentlichen Dienst und Sport übte der Leiter 
der für die Bundessportförderung zuständi-
gen Sektion die Funktion des Vizepräsidenten 
bei einem internationalen Sportverband aus, 
eine Überprüfung im Hinblick auf mögliche 
Unvereinbarkeiten oder die Gefährdung 
wesentlicher dienstlicher Interessen führte 
das Ministerium nicht durch („Bundessport-
förderung; Follow–up–Überprüfung“ (Bund 
2023/20)). Auch im Amt der Steiermärki-
schen Landesregierung traten Fälle zutage, 
die eine unstatthafte Vermengung öffentli-
cher und privater Interessen nahelegten 
(„Abwicklung von Verfahren zur Umweltver-
träglichkeitsprüfung in der Steiermark“ (Steier-
mark 2023/6)). In allen Fällen drängte der 
Rechnungshof auf rasche Behebung der fest-
gestellten Mängel, insbesondere sind hoheit-
liche Kernaufgaben von den zuständigen 
Behörden selbst wahrzunehmen.
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FILMAKADEMIE 
WIEN

Wir prüfen. UNABHÄNGIG UND OBJEKTIV FÜR SIE.

  

Diese Feststellungen veranlassten den Rech-
nungshof, Mitte 2023 eine eigene Gebarungs-
überprüfung zum Umgang mit Nebenbe-
schäftigungen und Nebentätigkeiten einzulei-
ten.

Auch die internationalen Entwicklungen im 
Jahr 2023 waren aus Sicht des Rechnungsho-
fes bemerkenswert, insbesondere der Bericht 
der Staatengruppe gegen Korruption des 
Europarats (GRECO) betreffend die „Verhin-
derung von Korruption und Förderung von 
Integrität bei Zentralregierungen (obersten 
Exekutivfunktionen) und bei Strafverfolgungs-
behörden“, welcher im März 2023 veröffent-
licht wurde. Dieser betonte die Wichtigkeit 
der Aufgaben und der Arbeit des Rechnungs-
hofes im Bereich der Korruptionsprävention 
und griff inhaltlich mehrere Berichte und die 
darin enthaltenen Empfehlungen auf (z.B. 
„Verwaltungssponsoring und Schenkungen in 
ausgewählten Bundesministerien“ (Bund 
2021/13); „Generalsekretariate in den Bundes-
ministerien“ (Bund 2021/12); „Lobbying– und 
Interessenvertretungs–Register“ (Bund 
2019/45); „Disziplinarwesen der Bundesbe-
diensteten“ (Bund 2019/48)). Eine zentrale 
Empfehlung der Staatengruppe ist die – auch 
aus Sicht des Rechnungshofes überfällige – 
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gesetzliche Verankerung der Informations-
freiheit und eines allgemeinen Rechts auf 
Zugang zu amtlichen Dokumenten.

Die Europäische Kommission verwies 2023 in 
ihrem Bericht über die Rechtsstaatlichkeit in 
Österreich im Zusammenhang mit der Ernen-
nung der Präsidentin bzw. des Präsidenten und 
der Vizepräsidentin bzw. des Vizepräsidenten 
des Bundesverwaltungsgerichts auf die Tätig-
keit des Rechnungshofes. In seinem Bericht 
zum „Bundesverwaltungsgericht“ (Bund 
2023/5) hielt der Rechnungshof fest, dass 
dabei eine formale Einbindung der kollegialen 
Justizverwaltung im Gegensatz zur ordentli-
chen Gerichtsbarkeit nicht vorgesehen war. Es 
war jedoch unerlässlich, Postenbesetzungen 
objektiv nachvollziehbar und transparent zu 
gestalten, auch um die entsprechende Qualifi-
kation der bestellten Personen zu gewährleis-
ten. Dazu könnten z.B. richterliche Personal-
gremien genutzt und verbindliche Besetzungs-
vorschläge für die Funktionen der Präsidentin 
bzw. des Präsidenten und der Vizepräsidentin 
bzw. des Vizepräsidenten des Bundesverwal-
tungsgericht erstellt werden, um so das Ver-
trauen der Bürgerinnen und Bürger in eine 
objektive, unabhängige und unbeeinflusste 
Rechtsprechung zu stärken.
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In diesem Sinne wird der Rechnungshof mit 
seiner Prüftätigkeit auch zukünftig die Wei-
terentwicklung jener Systeme unterstützen, 
die eine objektive, sachliche und regelba-
sierte Aufgabenerbringung durch die öffentli-
che Hand sicherstellen sollen. Dies umfasst 
regulatorische und organisatorische Verbes-
serungen, wobei stets den mit einem hohen 
Korruptionsrisiko behafteten Bereichen (z.B. 
Beschaffungen) besondere Aufmerksamkeit 
zukommen sollte. Dabei wären auch die 
Inputs internationaler Organisationen wie 
z.B. der Staatengruppe gegen Korruption 
(GRECO) angemessen zu berücksichtigen.

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_5_Bundesverwaltungsgericht.pdf
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1.4 	 SANIERUNG DES PARLAMENTSGEBÄUDES

Das an der Wiener Ringstraße liegende Parla-
mentsgebäude ist Sitz von Nationalrat und 
Bundesrat und bildet das Zentrum der Demo-
kratie in Österreich. Der Nationalrat, Bundes-
rat sowie die Parlamentsdirektion sind im his-
torischen Gebäude am Ring sowie in Neben-
gebäuden, die zum Teil im Eigentum des Par-
laments stehen und zum Teil angemietet sind, 
untergebracht. Nationalrat und Bundesrat 
tagen im Nationalrats– bzw. Bundesrats–Sit-
zungssaal sowie als Bundesversammlung im 
Reichsratssaal, dem historischen Sitzungs-
saal. Zusätzlich befinden sich im Parlaments-
gebäude Tagungsräume (z.B. für Ausschüsse) 
und Büros. Neben diesen Räumlichkeiten für 
den Geschäftsbetrieb bieten das Demokrati-
kum in der Agora, das Auditorium und das 

Forum den Besucherinnen und Besuchern 
Informationen zur parlamentarischen Demo-
kratie und zur politischen Arbeit im österrei-
chischen Parlament.

Das historische Parlamentsgebäude wurde in 
den Jahren 1874 bis 1883 nach den Plänen 
von Theophil Hansen errichtet. Nach schwe-
ren Schäden im Zweiten Weltkrieg kam es 
von 1945 bis 1956 zum Wiederaufbau des 
Parlamentsgebäudes. Nach regelmäßigen 
Instandsetzungsmaßnahmen wurden ab 
2000 u.a. die Quadrigen auf dem Dach des 
Gebäudes generalsaniert, der Rampenbe-
reich nach massiven Schäden zur Gänze 
erneuert und auch ein neuer Besucherein-
gang und –bereich geschaffen.
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Im Zuge eines architektonischen Realisie-
rungswettbewerbs für die Neugestaltung des 
Nationalratssitzungssaals kam das Parlament 
im Jahr 2009 zur Erkenntnis, dass erheblicher 
Sanierungsbedarf im gesamten Parlamentsge-
bäude bestand und die Erneuerung nur eines 
Gebäudeteils nicht zweckmäßig wäre. Auf-
grund des baulichen Zustands des National-
ratssitzungssaals sowie geänderter Nutzungs-
bedürfnisse und Regelungen (z.B. Barrierefrei-
heit, Akustik, Ausstattung der Arbeitsplätze) 
waren ein Umbau und eine Sanierung des Par-
lamentsgebäudes dringend geboten. Im Feb-
ruar 2010 erfolgte der Auftrag zur Erstellung 
eines Gesamtkonzepts zur Sanierung, das im 
Februar 2011 vorgelegt wurde. Im Juni 2011 
veranlasste die damalige Nationalratspräsi-
dentin Barbara Prammer die Vorbereitung zur 
Sanierung des Parlamentsgebäudes. Zugleich 
stellte sie sicher, dass der Rechnungshof die 
einzelnen Projektschritte jeweils zeitnah prüft.

Im Jahr 2012 führte der Rechnungshof erst-
mals eine Prüfung durch und veröffentlichte im 
selben Jahr den entsprechenden Bericht 
„Sanierung des Parlamentsgebäudes – Pla-
nungsprojekt“ (Bund 2012/11). Er gab u.a. ins-
gesamt 145 Anregungen betreffend Harmoni-
sierungen, Ergänzungen, Formulierungsände-
rungen sowie erforderliche Definitionen zu 
Ausschreibungsunterlagen für die Vergabe der 
„Projektsteuerung mit Teilleistungen der Pro-
jektleitung“, „Begleitenden Kontrolle“ sowie 
„Generalplanerleistungen“ ab.

Im Jänner 2014 fasste die Präsidialkonferenz – 
auf Basis der im November 2013 vorgelegten 
Entscheidungsgrundlage – einen einstimmigen 
Beschluss, eine nachhaltige Sanierung und 
eine Vollabsiedlung während des Umbaus 
durchzuführen. Das Parlamentsgebäudesanie-
rungsgesetz, welches die rechtliche Grundlage 
für die Sanierung des Parlamentsgebäudes bil-

dete, sah Kosten von 352,2 Millionen Euro für 
die Sanierung und 51,4 Millionen Euro für die 
Interimslokation und Übersiedlung vor und 
wurde im Juli 2014 von Nationalrat und Bun-
desrat beschlossen. 

Gemäß dem Parlamentsgebäudesanierungs-
gesetz hatte die Präsidentin bzw. der Präsident 
des Nationalrates ein projektbegleitendes Kon-
trollgremium, dem auch die Präsidentin bzw. 
der Präsident des Rechnungshofes angehörte, 
einzubinden. Der Rechnungshof stellte in 
einem Schreiben vom 22. Juli 2014 an den Prä-
sidenten des Nationalrates fest, dass die Mit-
wirkung der Präsidentin bzw. des Präsidenten 
des Rechnungshofes im Bauherrenausschuss 
nur unter der Beachtung der innerstaatlichen 
Verfassungslage, der Deklaration von Lima und 
Mexiko und der Bestimmungen des Unterneh-
mensgesetzbuches möglich sei und daher nur 
eine reine Beratungstätigkeit umfassen könne. 
Darüber hinausgehende Prüfungshandlungen 
bzw. inhaltliche Prüfungen sowie operative 
Entscheidungen bei der Projektabwicklung 
waren vom Beratungsansatz nicht umfasst. 
Damit wurde gewährleistet, dass eine wirk-
same Prüfungstätigkeit nicht beeinträchtigt 
wurde. Die drei Prüfungen zur Sanierung des 
Parlamentsgebäudes durch den Rechnungshof 
zeigten, dass die 2014 dargelegte Trennung 
von beratender Tätigkeit im Bauherrenaus-
schuss und der Kontrolltätigkeit durch Geba-
rungsüberprüfungen über die gesamte Pro-
jektlaufzeit des Parlamentsgebäudes eingehal-
ten werden konnte. Neben der Präsidentin 
bzw. dem Präsidenten des Rechnungshofes 
sind die drei Mitglieder des Nationalratspräsi-
diums und die Klubobleute der Parlaments-
fraktionen im Bauherrenausschuss vertreten. 
Am 17. Oktober 2014 fand die konstituierende 
Sitzung des Bauherrenausschusses statt. Bis 
zum 21. September 2023 sollten 32 weitere 
Sitzungen folgen.

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Sanierung_Parlamentsgebaeude_Planungsprojekt.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Sanierung_Parlamentsgebaeude_Planungsprojekt.pdf
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Von November 2015 bis März 2016 überprüf-
te der Rechnungshof in seiner zweiten Prü-
fung den Stand der Sanierung des Parlaments-
gebäudes und veröffentlichte im Februar 2017 
den Bericht „Sanierung des Parlamentsgebäu-
des – Vertiefter Vorentwurf“ (Bund 2017/6). 
Neben dem Hinweis auf einen sehr ambitio-
nierten Terminplan stellte der Rechnungshof 
Mängel u.a. durch fehlende Schad– und Stör-
stoffanalysen, die Nichtberücksichtigung der 
Nebengebäude im Raum– und Funktionspro-
gramm sowie die fehlende Durchführung ei-
ner Lebenszykluskostenanalyse fest.

Im Juli und August 2017 fand die Übersiedlung 
des Parlaments in die Hofburg sowie in die pro-
visorischen Ausweichquartiere am Heldenplatz 
und im Bibliothekshof der Hofburg statt. Nach 
dem Beginn der bauvorbereitenden Maßnah-
men im September 2017 starteten die Haupt-
bauleistungen im April 2018. Das unter Denk-
malschutz stehende Parlamentsgebäude wur-
de bis Oktober 2022 umfassend saniert.

Den dritten Bericht mit dem Titel „Sanierung 
Parlamentsgebäude“ (Bund 2023/27) legte der 
Rechnungshof am 29. September 2023 dem 
Nationalrat vor. Der überprüfte Zeitraum um-
fasste die Jahre 2015 bis 2022. Die Empfehlun-
gen aus dem Bericht sind auch als Richtschnur 
für öffentliche Bauherren zu verstehen, die 
Projekte dieser Dimension abzuwickeln haben.

Zu den Kosten führte der Rechnungshof aus, 
dass das Projekt Sanierung Parlamentsge-
bäude aus dem Teilprojekt Sanierung des Par-
lamentsgebäudes und dem Teilprojekt Inte-
rimslokation und Übersiedlung bestand. Für 
beide Projekte zusammen werden voraussicht-
lich Kosten von 517,52 Millionen Euro inklusive 
Umsatzsteuer anfallen. Der Betrag war auf-
grund der zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
noch ausständigen Schlussrechnungen und 
noch offener Verhandlungen mit Unsicherhei-
ten behaftet. Aufgrund einer einstimmig im 
Nationalrat beschlossenen Novelle des Parla-
mentsgebäudesanierungsgesetzes im Dezem-

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Bund_Sanierung_des_Parlamentsgebaeude_Vertiefter_Vorentwurf_.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Bund_Sanierung_des_Parlamentsgebaeude_Vertiefter_Vorentwurf_.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_27_Sanierung_Parlament.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_27_Sanierung_Parlament.pdf
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ber  2020 wurde der aktuelle Kostenrahmen 
eingehalten. Zudem fielen im engen zeitlichen 
und inhaltlichen Zusammenhang mit der 
Sanierung des Parlamentsgebäudes 3,09 Milli-
onen Euro für die Vorbereitung des Projekts 
sowie weitere Kosten im Umfang von 18,04 
Millionen Euro an. 

Zum Projektablauf stellte der Rechnungshof 
fest: Das Parlamentsgebäude war 26,5 Monate 
später fertiggestellt als im Vertieften Vorent-
wurf geplant. Bereits vor Beginn der Pandemie 
war das Projekt um 16,6 Monate verzögert. 
Gründe dafür:

•	 Es gab zunächst keine umfassende Schad– 
und Störstofferkundung und

•	 Vergabeverfahren wurden widerrufen, 
weil die Angebote der Bieter die Kosten
obergrenze deutlich überschritten.

•	 Auch Umplanungen sowie Projektoptimie-
rungen kosteten Zeit.

Laut Parlamentsdirektion und Bundesimmo-
biliengesellschaft waren rund sieben Monate 
der Verzögerung auf Maßnahmen aufgrund 
der COVID–19–Pandemie zurückzuführen.

Darüber hinaus stellte der Rechnungshof 
Schwächen bei der Ausführungsterminpla-
nung, bei der Erkundung von Schad– und Stör-
stoffen sowie bei der Qualitätssicherung von 
Ausschreibungsunterlagen fest. Das Mängel-
management sahen die Prüferinnen und Prü-
fer positiv. Hinsichtlich Barrierefreiheit und 
Brandschutz wurde der gesetzeskonforme 
Zustand hergestellt und insgesamt wurden die 
Projektziele erreicht. Außerdem konnte der 
Heizenergiebedarf pro Quadratmeter um 
61 Prozent reduziert werden. Der absolute 
Energiebedarf im Parlamentsgebäude redu-
zierte sich in Summe jedoch nur um 2 Prozent. 
Trotz Sanierung waren weniger Büroflächen 
vorhanden (Reduktion um 98 m2 von 7.136 m2 
auf 7.038  m2).
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Am 12. Jänner 2023 fand der Festakt zur 
Eröffnung des sanierten Parlamentsgebäudes 
im historischen Sitzungssaal statt. Die Öff-
nung des Parlamentsgebäudes für die Bevöl-
kerung begann im Jänner 2023 mit zwei 
Tagen der offenen Tür und umfasste in der 
Folge Führungen sowie öffentliche Veranstal-
tungen. Eine Hochrechnung der Parlaments-
direktion ging von rund 500.000 Besucherin-
nen und Besuchern für das Jahr 2023 aus.

Im September 2023 präsentierte die Präsi-
dentin des Rechnungshofes dem Bauherren-
ausschuss unter dem Vorsitz des Präsidenten 
Wolfgang Sobotka die Ergebnisse der Über-
prüfung des Projekts „Sanierung Parlaments-
gebäude“. Am 29. September 2023 veröffent-
lichte der Rechnungshof seinen Bericht.  
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Der Rechnungshof ist bestrebt, darüber hinaus 
einen Mehrwert zu schaffen und Wirkung zu 
erzielen. Daher analysierte er die Schlussfolge-
rungen seiner veröffentlichten Berichte und 
erstellte unter dem Titel „Rechnungshof.Mehr.
Wert“ ein Themenpapier dazu. Dieses soll den 
überprüften Stellen Lessons Learned aufzeigen 
und die Präventivwirkung des Rechnungshofes 
stärken.

Der Rechnungshof veröffentlichte das The-
menpapier „COVID–19 | Rechnungshof.Mehr.
Wert“ im April 2023; dieses basierte auf den 
bis Ende März 2023 insgesamt 18 veröffent-
lichten Berichten zum Thema COVID–19.
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Empfehlung:
Konkrete Anweisungen sind vor Beschaffung und 

Auslieferung	von	Sachgütern,	etwa	Antigen-Tests, zu geben. 

Fakt:
Im Schuljahr 2021/22	fanden	

keine flächendeckenden 

Schulschließungen	statt,	

aber Monitoring	über	den	Einsatz	

von Antigen-Tests fehlte.

SCHULBETRIEB WÄHREND 
DER COVID-19-PANDEMIE 
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COVID	–19
HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN AUS DER PANDEMIE

Rechnungshof.Mehr.Wert

COMPLIANCE 
KORRUPTIONSPRÄVENTION BEI  
IMMOBILIENTRANSAKTIONEN
ÖBB-IMMOBILIENMANAGEMENT GMBH 
UND ÖSTERREICHISCHE POST AG

1.5 	 RECHNUNGSHOF.MEHR.WERT

Seit Beginn der COVID–19–Pandemie führte 
der Rechnungshof zahlreiche Prüfungen durch, 
die die Auswirkungen der Entscheidungen, die 
in dieser außergewöhnlichen Situation getrof-
fen wurden, risikoorientiert beleuchteten. Dies 
vor dem Hintergrund, dass diese Entscheidun-
gen – neben gesundheits– und gesellschafts-
politischen Auswirkungen – auch weitrei-
chende wirtschaftliche und finanzielle Konse-
quenzen haben. Die Maßnahmen zur Bekämp-
fung der wirtschaftlichen und sozialen Folgen 
der COVID–19–Pandemie werden sich über 
viele Jahre auf die finanzielle Lage und die 
Handlungsfähigkeit des Staates auswirken. Ins-
gesamt legte der Rechnungshof bereits 
23 Berichte vor, die sich mit diesem Themen-
schwerpunkt beschäftigten, sieben davon ver-
öffentlichte er im Jahr 2023 (u.a. „Neue For-
men der Kulturvermittlung aufgrund der 
COVID–19–Pandemie“ (Bund 2023/8, Salzburg 
2023/2, Vorarlberg 2023/2), „COVID–19–Impf-
stoffbeschaffung“ (Bund 2023/16), „Schulbe-
trieb während der COVID–19–Pandemie“ 
(Bund 2023/24, Wien 2023/5) etc.).
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Fakt:

Museen	sollen	mit digitalem Angebot 

Einnahmen lukrieren.

Empfehlung:

Online-Angebote der überprüften	

Museen waren während der 

Pandemie kostenlos zugänglich.

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home_1/home_6/Rechnungshof.Mehr.Wert_Fokus_Covid-19_BF.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home_1/home_6/Rechnungshof.Mehr.Wert_Fokus_Covid-19_BF.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_8_Kulturvermittlung_COVID.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_8_Kulturvermittlung_COVID.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_8_Kulturvermittlung_COVID.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Bericht_2023_16_Impfstoffbeschaffung.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Bericht_2023_16_Impfstoffbeschaffung.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_24_Schulbetrieb_COVID.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/2023_24_Schulbetrieb_COVID.pdf
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Einiges hat in der COVID–19–Pandemie rasch 
und gut funktioniert, anderes war verbesse-
rungsfähig. Im innerstaatlichen Zusammen-
wirken im Rahmen des Pandemiemanage-
ments traten Reibungsverluste auf. Zu unko-
ordiniertem Handeln kam es nicht nur zwi-
schen Bund und Ländern, sondern auch auf 
der Bundesebene selbst. Bis Ende 2022 löste 
die Pandemie zudem Auszahlungen des Bun-
des in Höhe von 47,7 Milliarden Euro aus. Die 
zur Unterstützung konzipierten Programme 
konnten das Risiko von Überzahlungen, Mit-
nahmeeffekten und Missbrauch nicht ausrei-
chend einfangen. Das war einerseits im För-
der–Design begründet, andererseits in feh-
lenden Kontrollen bzw. unzureichenden Kon-
trollkonzepten.

Der Mehrwert des Themenpapiers des Rech-
nungshofes lag dabei weniger in der Kritik, 
sondern im Herausarbeiten von Verbesse-
rungspotenzialen. Der Rechnungshof leitete 
Empfehlungen in vier Handlungsfeldern ab 
(Pandemiemanagement, COVID–19–Hilfen, 
Krisenfeste Organisation und Effektives Kont-
rollsystem). Kernaussagen aus den Berichten 
des Rechnungshofes führten in der Folge ziel-
gerichtet zu Umsetzungsempfehlungen. 
Wesentlich für den Rechnungshof war dabei 
vor allem

•	 ausreichend qualifiziertes Fachpersonal 
sowie Kontinuität zu gewährleisten, 

•	 für zeitgemäße Rechtsgrundlagen  
und aktuelle Krisenpläne zu sorgen,

•	 zu gewährleisten, dass jene Daten  
zur Verfügung stehen, die für das  
Pandemiemanagement erforderlich sind,

•	 das Zusammenspiel zwischen  
Bundesministerium für Soziales, Gesund-
heit, Pflege und Konsumentenschutz, 
Krankenanstalten und niedergelassenem 
Bereich klar zu regeln, 

•	 auch in Krisensituationen  
den Dienstbetrieb sicherzustellen,

•	 Expertise und Strukturen  
in der Verwaltung zu nutzen  
und bei externen Beauftragungen  
den Wissenstransfer sicherzustellen,

•	 vergaberechtliche Grundsätze  
sowie Prinzipien der Sparsamkeit  
und Wirtschaftlichkeit auch  
in Ausnahmesituationen einzuhalten,

•	 Förderziele, Zuständigkeiten  
und Parameter klar festzulegen,

•	 Hilfsmaßnahmen treffsicher zu gestalten 
und am Bedarf zu orientieren,  
um Mehrfach– und Überförderungen  
zu vermeiden,	

•	 Unterstützungsleistungen im Sinne  
des zielgruppenspezifischen und gesell-
schaftlichen Nutzens zu optimieren sowie 

•	 präzise Förderkriterien zu definieren.

In außergewöhnlichen und krisenhaften Situ-
ationen – wie in der COVID–19–Pandemie – 
ist ein handlungsfähiger Staat besonders 
wichtig bzw. sind staatliche Institutionen 
besonders gefordert. Eine adäquate Krisen-
bewältigung setzt dabei eine entsprechende 
Vorsorge voraus. Aktuell zeigen sich aber 
nach wie vor strukturelle Mängel im System.

Das Themenpapier „COVID–19| Rechnungs-
hof.Mehr.Wert“  ist unter 
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/
home_1/home_6/Rechnungshof.Mehr.Wert_
Fokus_Covid-19_BF.pdf 
auf der Website des Rechnungshofes  
abrufbar.

Weitere Themenpapiere in der Reihe „Rech-
nungshof.Mehr.Wert“ sollen ab 2024 anlass-
bezogen folgen.

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home_1/home_6/Rechnungshof.Mehr.Wert_Fokus_Covid-19_BF.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home_1/home_6/Rechnungshof.Mehr.Wert_Fokus_Covid-19_BF.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home_1/home_6/Rechnungshof.Mehr.Wert_Fokus_Covid-19_BF.pdf
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1.6	 70 JAHRE INTOSAI UND  
60 JAHRE INTOSAI 
GENERALSEKRETARIAT  
IM RECHNUNGSHOF

Die INTOSAI ist die Internationale Organisation 
der Obersten Rechnungskontrollbehörden. 
Das Jahr 2023 stand für den Rechnungshof in 
seiner Funktion als Generalsekretariat der 
INTOSAI im Zeichen von zwei wichtigen Jubi-
läen. Zum einen feierte die INTOSAI ihren 
70. Geburtstag – sie wurde im November 1953 
anlässlich des ersten INTOSAI–Kongresses in 
Havanna auf Kuba gegründet. Zum anderen 
übernahm der Rechnungshof im Jahr 1963 das 
Generalsekretariat und feierte 2023 somit das 
60–jährige Jubiläum des Sitzes dieser wichti-
gen internationalen Organisation in Wien.

FESTVERANSTALTUNG IM PARLAMENT
Zur Durchführung der Festveranstaltung durfte 
der Rechnungshof im neu renovierten österrei-
chischen Parlament zu Gast sein. Dies war für 
den Rechnungshof deshalb von Bedeutung, 
weil im Parlament, dem Zentrum der Demokra-
tie und Ort der Gesetzgebung, auch die Berichte 
des Rechnungshofes behandelt werden.

Die Festveranstaltung war verknüpft mit der 
77. Präsidialtagung der INTOSAI, die jährlich 
stattfindet und deren Ausrichtung alle drei 
Jahre dem INTOSAI Generalsekretariat obliegt. 
An der Festveranstaltung nahmen 197  hoch-
rangige Festgäste von Rechnungshöfen sowie 
weitere Festgäste des Parlaments aus dem In– 
und Ausland teil. Von den 39  internationalen 
Delegationen wurden 25 von den jeweiligen 
Präsidentinnen bzw. Präsidenten der Obersten 
Rechnungskontrollbehörden (ORKB) geleitet. 
Unter den Festgästen waren auch die ehemali-
gen Generalsekretäre der INTOSAI, Präsident 
Franz Fiedler und Präsident Josef Moser.
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Das übergeordnete Thema der von Botschaf-
ter Peter Launsky–Tieffenthal moderierten 
Festveranstaltung war der Beitrag von ORKB 
zu globaler nachhaltiger Entwicklung. Ihre 
diesbezüglichen Erfahrungen und Erkennt-
nisse teilten die Vortragenden, Präsidentin 
und INTOSAI Generalsekretärin Margit Kraker, 
der Präsident der ORKB Brasilien, Bruno 
Dantas, als derzeitiger Vorsitzender der 
INTOSAI, der Präsident der ORKB Saudi–
Arabien und Vorsitzender des INTOSAI 
Politik–, Finanz– und Verwaltungskomitees, 
Hussam Alangari, der Leiter der ORKB der 
USA, Gene Dodaro, die Leiterin der ORKB 
Südafrika und Vorsitzende des INTOSAI 
Komitees für den Ausbau von Sachkompe-
tenzen, Tsakani Maluleke, der Präsident des 
Deutschen Bundesrechnungshofes, Kay 
Scheller, sowie David Le Blanc von der 
Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale 
Angelegenheiten der Vereinten Nationen 
(UNDESA).

Der Internationale Währungsfonds als Reprä-
sentant der INTOSAI–Geber–Kooperation 
übermittelte eine Videobotschaft der General 
Counsel, Rhoda Weeks–Brown.

Grußworte zum Jubiläum kamen auch vom 
Generalsekretär der Vereinten Nationen, 
António Guterres. In seiner Botschaft wies er 
darauf hin, dass ORKB unerlässlich seien, um 
Regierungen zur Rechenschaft zu ziehen und 
mit ihrer Arbeit zum Wohle aller beitragen.

Nach der Eröffnung der Veranstaltung durch 
den Gastgeber, Herrn Nationalratspräsidenten 
Wolfgang Sobotka, betonte Präsidentin Margit 
Kraker die besondere Rolle der INTOSAI als 
globale Stimme der Rechnungshöfe weltweit. 
Die INTOSAI steht für einen partizipativen, 
inklusiven Ansatz, bei dem alle sieben welt-
weiten Regionen der INTOSAI zusammenar-
beiten (AFROSAI – ARABOSAI – ASOSAI – 
CAROSAI – OLACEFS – PASAI und EUROSAI).
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UNABHÄNGIGKEIT VON RECHNUNGSHÖFEN 
Rechnungshöfe sind in ihren jeweiligen Staaten 
als jene obersten Institutionen, denen die Prü-
fung der staatlichen Gebarung übertragen ist, 
sehr exponierte Einrichtungen. Umso wichti-
ger ist für die ungestörte Aufgabenerfüllung 
von Rechnungshöfen die konsequente Beto-
nung der Grundsätze der INTOSAI: die Stär-
kung der Unabhängigkeit und der institutionel-
len Positionierung von Rechnungshöfen, die 
Anwendung von internationalen Prüfstandards 
(ISSAIs) und die Unterstützung von nachhalti-
gen öffentlichen Finanzen, effektiven und 
rechenschaftspflichtigen Institutionen. Für 
Rechnungshöfe, die aufzeigen, mahnen, ein-
fordern wollen, die für Regierung und Verwal-
tung ein Ansporn sein wollen, ist Unabhängig-
keit das höchste Gut. Hier betonte Präsidentin 
Margit Kraker, wachsam zu sein. Krisen, Ver-
werfungen, Umbrüche, wie sie auch in diesen 
Tagen mit unerwarteter Wucht das Leben von 
Menschen und Staaten betreffen, würden 
diese Unabhängigkeit bedrohen.

In den letzten 70 Jahren erfolgte eine außeror-
dentliche Entwicklung der INTOSAI: So wuchs 
die Mitgliederzahl von 34 im Gründungsjahr 
1953 auf 195 Vollmitglieder im Jahr 2023. Wei-
ters zählen fünf Assoziierte und zwei Affiliierte 
Mitglieder zur INTOSAI. Seit 1968 verfügt die 
INTOSAI über eine Geschäftsordnung bzw. in 
der Folge über Statuten. Im Jahr 2022 wurde 
der Strategische Plan 2023 – 2028 angenom-
men. Dieser mittlerweile vierte Strategische 
Plan definiert die wesentlichen Ziele und Prio-
ritäten der INTOSAI. Vier Zielkomitees widmen 
sich den inhaltlichen Schwerpunkten Normset-
zung, Kapazitätsaufbau, Wissensaustausch 
und Governance.

In ihrer Rede ging Präsidentin Margit Kraker 
auch auf das 60–jährige Jubiläum des INTOSAI 
Generalsekretariats im Rechnungshof Öster-

reich und den sich im Zeitverlauf kontinuierlich 
erweiterten Aufgabenbereich des Generalse-
kretariats ein. Neben der administrativen 
Unterstützung, der Sicherstellung der regelmä-
ßigen Kommunikation mit den Mitgliedern und 
Organen der INTOSAI sowie der Finanzverwal-
tung setzt sich das Generalsekretariat auch 
sehr aktiv für die Umsetzung der strategischen 
Pläne der INTOSAI und deren Prioritäten ein.

  

UMSETZUNG DER NACHHALTIGEN 
ENTWICKLUNGSZIELE  
DER VEREINTEN NATIONEN

Im Rahmen der Festveranstaltung hob Präsi-
dentin Margit Kraker außerdem die Bedeutung 
hervor, welche die ORKB bei der Sicherung von 
globaler Nachhaltigkeit sowie der Umsetzung 
der nachhaltigen Entwicklungsziele der Verein-
ten Nationen (UN Sustainable Development 
Goals, kurz SDGs) einnehmen. Die INTOSAI ist 
ein herausragendes Beispiel für eine globale 
Institution, die die Agenda 2030 der Vereinten 
Nationen als eines ihrer Ziele proklamiert; die 
Mitglieds–ORKB bekennen sich zu ihrer Ver-
pflichtung, für die Umsetzung der SDGs einzu-
treten. Der Beitrag, den ORKB zur Überprüfung 
der Umsetzung dieser Ziele leisten können, bil-
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det auch eine der strategischen Prioritäten der 
INTOSAI. Das wichtigste Ziel aus Sicht der Rech-
nungshöfe ist SDG 16, das Frieden, Gerechtig-
keit und starke Institutionen einfordert. Rech-
nungshöfe haben sich verpflichtet, Good 
Governance und Effektivität des öffentlichen 
Sektors zu kontrollieren.

Die Unterstützung der ORKB bei der Aus-
übung dieser wichtigen Rolle ist auch einer 
der inhaltlichen Schwerpunkte des INTOSAI 
Generalsekretariats. In diesem Sinne hat der 
Rechnungshof als Generalsekretariat die 
Rolle einer Informations– und Koordinations-
plattform in Bezug auf die SDG–bezogenen 
Aktivitäten von ORKB und INTOSAI übernom-
men. Ziel dieser Funktion ist es, sicherzustel-
len, dass die zahlreichen SDG–bezogenen 
Aktivitäten innerhalb der INTOSAI koordiniert 
und die INTOSAI–Mitglieder sowie die exter-
nen Partner der INTOSAI über diese Aktivitä-
ten informiert werden.

Seit der Verabschiedung der Agenda 2030 
war der Beitrag von ORKB zur Überwachung 
der SDG–Umsetzung auch ein zentrales 
Thema bei zahlreichen INTOSAI–Veranstal-
tungen. In dieser Hinsicht haben die INTOSAI 
und das Generalsekretariat eng mit den Ver-
einten Nationen zusammengearbeitet. Seit 
2015 widmen sich etwa die UN/INTOSAI–
Symposien – das sind Veranstaltungen zum 
Kapazitätsaufbau, die die Vereinten Nationen 
und die INTOSAI bereits seit mehr als 50 Jah-
ren gemeinsam organisieren – regelmäßig 
diesem Thema. Das nächste Symposium im 
April 2024 wird sich dem aktuellen Thema Kli-
maschutz widmen.

PUBLIKATION: 70 JAHRE INTOSAI
Anlässlich der Festveranstaltung wurde eine 
vom INTOSAI Generalsekretariat herausgege-
bene Publikation zum Beitrag von ORKB zu glo-
baler Nachhaltigkeit präsentiert. Diese fasst die 
Sichtweisen und Beiträge der INTOSAI–Organe, 
der wichtigsten externen Partner sowie der 
Regionalen Organisationen der INTOSAI 
zusammen. Präsidentin und INTOSAI General-
sekretärin Margit Kraker hielt zum Werk fest: 
„Die vielfältige, weltumspannende INTOSAI, 
wie ich sie als Generalsekretärin kennenge-
lernt habe, spiegelt sich auch in der Fest-
schrift wider“.

Die Festschrift „70 YEARS INTOSAI“  ist unter 
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/
home_1/home_6/70_Jahre_INTOSAI_FEST-
SCHRIFT_BF.pdf 
auf der Website des Rechnungshofes  
abrufbar.

https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home_1/home_6/70_Jahre_INTOSAI_FESTSCHRIFT_BF.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home_1/home_6/70_Jahre_INTOSAI_FESTSCHRIFT_BF.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home_1/home_6/70_Jahre_INTOSAI_FESTSCHRIFT_BF.pdf
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home_1/home_6/Rechnungshof.Mehr.Wert_Fokus_Covid-19_BF.pdf


THE 17 SUSTAINABLE DEVELOPMENT GOALS

43



44

Das Prüfen ist die Kernaufgabe des Rechnungshofes. 

Er prüft die gesamte Staatswirtschaft. 

Insgesamt ist der Rechnungshof 

für rund 5.800 Rechtsträger prüfzuständig.  


